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TIm Neu 

Inszenieren und Beschließen. Symbolisierungs- und Entscheidungsleistungen 
der Landtage im Fürstbistum Münster* 

Was ist und zu welchem Zweck hält man in der Frühen Neuzeit einen Landtag? Mit 
dieser Frage befasste sich aus gelehrt-juristischer Perspektive als erster im Jahre 1670 
einer der "fleißigsten und fruchtbarsten Schriftsteller seiner Zeit",! der damalige schwarz­
burg-rudolstädtische Hof- und Justizrat Ahasver Fritsch und definierte: "Sunt autem 
Comitia provinciaIia conventus publicus Principis & Statuum provincialium, de 
rebus gravioribus, provinciae salutem concementibus, consultantium."l Die Leistung 
dieser gemeinen Versammlungen sah Fritsch also vornehmlich darin, dass sie Bera­
tungen zwischen Fürst und Ständen eines Territoriums über wichtige Landesangele­
genheiten ermöglichten. Diese im Laufe des Traktats weitergeführte Diskussion der 
Landtage war Teil eines speziellen juristischen Diskurses, der seit Mitte des 17. Jahr­
hunderts die landständische Verfassung3 insgesamt thematisierte und sie in das umfas­
sende System des ius publicum integrierte.· Was aber war genau gemeint, wenn die 
Autoren den Rat der Stände an den Filrsten als Zweck des Landtags herausstellten? 
Dazu hatte schon einige Jahre zuvor LudolfHugo, ein Schüler Hermann Conrings, in 
seiner für die juristische Lehre von den Landständen wegweisenden Dissertation fest­
gehalten, dass in den meisten Territorien zumindest für die Erhebung außerordentlicher 

• EI handelt sieb bei den folgenden AIlsftlhrungen um einen Teil der Ergebnisse meiner 2004 am Historischen 
Seminar der Univenitlt MUnster anaefertigten Maglsterarbeit. Ich danke Prof. Dr. Barbara Stollberg·Rilinger 
fiIr die Anreguna und Betreuuna der Arbeit IOwie Prof. Dr. Wemer Freitag tur die Übernahme des Zweitaut· 
achtens. 

I EmIt AncmüUer, Art. FrlUdl, Ahasverus, in: Allgemeine Deutsche Biographie, Bd. 8, Leipzia 1818, S. IOSf. 
2 .Ferner sind die Landtage eine aemeine Versammluna des FUrsten und der Landstände, welclle Cber recht 

bedeutende Oegenltlnde, die die Wohlfahrt des Landes berühren, beratscblaaeo·; Ahasver Fritsdl, 'IJactatio 
De ConvcntibUi ProvincialibUl. Von Landtlgen, NaumburalOera 1670, S. S (Üben. T.N.). 

, Der Besriff der ,landstindiJdlen Verfusuna' ist in mehrerer Hinsicht irrcRlhrend, da er nicht our den mo­
demen Verfauuopgedaoten impliziert, IOndern lUch unterstellt, CI habe ,die' Iaodstäodisdle VerfassilOl als 
eia hinreidlend IpCzifizierbarcl, den meilten Reichsterritorien gemeinsamCl Strukturelemcot ,eleben. BeidCl. 
ist unzutreffend. Der einaeführte Bc&rilf wird dennoch beibehalten, meint lber Im Folgenden das positiv­
undIodef ,ewohnbeitsrechllich bearDndete, territorialspeziliscbe Oeflecht von Institutionen Itlndisdler Herr­
~tioa. VII. a11,emein K.enteD Krß&er, Die Iandstlndische Verfauuna. München 2003; Rainprd 
Elter, Le.a.dstlnde im Alt.cn Reich. Ein Poncbunpllborbli.c.k., in: Zeitld1rit\ ftlr Neucre R.ccb",achicbte 27 
(200S), S. 25H7L 

4 DIe IaodstIIlditdle 1i.el1'lCbafulpartizipation wlU"ein_lts in den R.eidlsgcselZen verankert; andererseits ton­
r.eptualitie.ne IIUIII im AnIdIlUIIIl1 eitle 1661 _ LudoIt' HUIO vorlelegte I>itIertalIon die Land- anaIOS tu den 
lt.eicbJldnden, wodurdl die E.rkenntniNe der R.elctlapllbliziltik Qbertl'llen werden konnten. Val. Barbarl 
Stol!betJ·lWin&er, VOI1IIUnder det VolkCI? ~lIZCplA! tandstlndilcher R.eprisertlallon in der Spltplwe det AI· 
t.ealt.eicbea, Bcrlio 1999, S. 28-45 und 56-76. 
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oder neuer Steuern "conventum & assensum Ordinum provincialium"' nötig seien. 
Damitlcookretisierte sich die auf den Landtagen ausgeübte ständische Berechtigung (und 
auch die Verpflichtung!) zur Beratung als ein Privileg zur Herbeifiihrung bindender Ent­
scheidungen, zumindest im Hinblick auf einen Kernbestand landständischer Herr­
schaftspartizipation: die für eine intensivierte fiirstliche Herrschaft unabdingbaren Steu­
erbewilligungen. Diese Auffassung blieb bis ins späte 18. Jahrhunderts maßgeblich; auch 
noch für Johann Jacob Moser stand fest, dass die Landstände "von dem Landes Herrn 
in gewissen Landes-Angelegenheiten um ihren Rath, oder auch Bewilligung, ange­
sprochen werden müssen".6ln den Begriffen der Zeit verfügten die Stände also nicht 
nur über ein informierendes votum deliberativum, sondern in einigen Fällen auch über 
ein kollektiv verbindliches votum decisivum und der Landtag war die primäre Institution, 
mittels derer diese Form der Herrschaflsteilhabe realisiert wurde.7 Kurz: Landtage 
erbrachten Entscheidungsleistungen. 

Man kann dieses vom Thrritorialstaatsredlt gezeichnete (Vor-)Bild der landständischen 
Verfassung und des Landtags nicht einfach auf die politisch-soziale Praxis einzelner 
Reichsterritorien übertragen. Es ist jeweils nicht nur im Einzelnen zu überprüfen, ob 
bindendes Entscheiden überhaupt zu den Kompetenzen eines konkreten Landtags 
gehörte, sondern auch, in welchem Maße und in welchen Zeiträumen die behaupte­
ten Entscheidungskompetenzen tatsächlich eingelöst werden konnten. Wendet man 
sich mit dieser Frage dem Fürstbistum Münster zu, so gewinnt man auf den ersten Blick 
den Eindruck, dass dessen Landtage ziemlich genau der geschilderten Vorstellung ent­
sprachen. So heißt es in einer Denkschrift des münsterschen Stiftsadeligen Clemens 
August Maria von Kerkerink, die er 1780 rur den in Köln und Münster erwählten babs­
burgischen Koadjutor Maximilian Franz über das Ffustbistum verfasste, im Abschnitt 
über den Fürsten: ..Er kann weder alte Gesetze aufheben noch neue machen, ohne dazu 

, "lmprimil velO ad tributum extra Ordinem c:olligendum plerique c:onventum .t asselUUM Ordinum provinci­
alium requirunt"; Heinrich Binn (Praes.)/Ludolf Huso (Resp.), Oe Statu Rcgionum Germaniae, Et Regimine 
Principum Summae Imperii R.eip. Aemulo, Nec Non Oe Usu Autoritate luris Civilis Privat!, Quam In Hat 
Parte luril Publici Obtinet, Disputatio Inauauralia, Helmstedt 1661, Kap. 4, f 29 - • Vor allem aber benötigt 
man zur Eintreibun. einer außerordenUieben Steuer meistenteils die Versammluns und die Bewilliauna der 
Land-'Mt" (Übers. T.N.). VgL zur ~non Yvonne Pfannensdunid, LudolfHugo (1632-1704). Früher Bundes­
staatatheoretiter und turhmnovendler Staatamann, Baden-Baden 2005. 

• Jobanll1«ob Maser, Von der Teullcben Reicn.Stinde Landen, deren Landstlnden, Unlerthanen, l..andes-Prey­
heilen, Beschwerden, SdIuk1en und Zusammenkünfften, Frankfurt! LeipziS 1769 (Nachdruck HUdesbeimlNew 
Yort 1977), S. 322. EbeIUO lußene lieb David Oeora Strulle, dessen Schriften .den Maßstab der juristiscben 
ArJUmentation zu dioxm Thema" (Stollbel1-lülin,er, VormUnder, S. S6) Im 18. Jahrhundert darstellten; Da­
Yid 00011 Strulle, Von Land·Stlndeo, In: dol'l., Neben-Stunden, Bd. 2, 2. Auß., Hannover 1765, S. 361-487, hier 
S. 311. 

, Val. Art. Votum Decilivum und Art. Votum Oeliberalivum, beide in: Johann Heinrich Zedler (H,.), Orossea 
YOIblindip:I Univcaal-Lexicon aller W_nJchaIleo und K.O.nste welche bi.-hero durch monsdilichen Verstand 
und WilZ erfunden und velbetaert worden, Bd. SO, HaIleILeipzi. 1746., Sp. 1409. Die ablOluti.tiache GeIen­
position bellriu beuichnenderweiM du Wlt .. ", d«U/w",; [Anonym), DiJcUI'I Von Land·SlIndtel1, Köln 1709, 
S. 6. 
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von denen Ständen aufn Landtag die Bewilligung zu erhalten.". Diese Einschätzung 
der Entsdleidungsmacht des mUnsterschen Landtags wird auch von der aktuellen lan­
desgeschichtlichen Forschung geteilt.' 

. Es ist aber kein Zufall, dass eine intensive theoretischo Auseinandersetzung mit der 
landständischen Verfassung und das wortwörtliche ,Festschreiben' der in ihr institu­
tionalisierten ständischen Entscheidungsleistungen gerade zur Mitte des 17. Jahrhun­
derts einsetzte. Geht man nämlich mit Wolf gang Reinhard davon aus, dass politische 
Theorie immer auch ein Krisenphänomen darstellt,IO so erkennt man, dass die juristi­
sche Fixierung der landständischen Gerechtsame begann, als die praktische Bedeu­
tung der Landstände einen krisenhaften TIefpunkt erreicht haUe. Die Bekräftigung 
der fiirstlichen superioritas lerritorialis durch die westfalischen Friedensverträge und 
der Jüngste Reichsabschied von 1654, der in § 180 das ständische Steuerbewilligungs­
recht in Bezug auf die Finanzierung von Festungen und Garnisonen deutlich ein­
schränkte, markierten diesen Zeitpunkt. 11 Zwar stabilisierte sich die Lage der Stände 
in den kommenden Jahrzehnten wieder und rur das späte 18. Jahrhundert ist sogar 
von einer "ständisch-korporativen Renaissance"l2 gesprochen worden, aber das für die 
Entscheidungsmacht der Landtage zentrale Steuerbewilligungsrecht war in vielen Ter­
ritorien verloren oder zumindest stark ausgehöhlt. Es ist daher auch für das FÜI'stbis­
tum Münster kritisch nachzufragen, ob diese reichsweiten Entwicklungen tatsächlich 
so spurlos an den Entscheidungsleistungen der münsterschen Landtage vorbeigegan­
gen sind, zumal sich bei der Beschäftigung mit der konkreten Landtagspraxis Indizien 
dafür finden lassen, dass die behauptete Freiwilligkeit der Steuerbewilligung größ­
tenteils Fiktion war und kaum mehr Ausdruck realer Gestaltungsmacht.u 

• Geora ErIer, Die DenUcbrift des Reichsfreihcrm Clcmcns Auaust Mari. \'on Xertcrink zur Bora über dcn 
Zustand des FüntbistuDII MÜDlIter im Jahre 1780, in: Zeitschrift rur vaterilndilChe Geschichte und Alter­
tumstuode 69 (1911), S. 403-450, hier S. 419. Der nJchste Abscbnin beginnt mit dem Satz: ,.Keine neuen Auf­
lasen könncn obne BewiUiSUIII der Stlnden ausaesduieben werden.-

, In den beiden jünpten Überblicbdarstellungel1 zum FUrstblstum wird den Landstlnden jeweUs du volle 
Steuerbewi1liaunp-ech1 zugesprod!co. 10 bei Wilbelm Kohl (Be.arb.), Du Bistum MüOSler, Bd. 7: Die Diözese, 
Teilbd. I, Berlin/Jl/ew Yolt 1999, S. 406 und Andreas Holzem, Der KonfcssioDSSlaat. 1555-1802, Münster 1998, 
S. 46. Die umfusenden IIlDdischen Entscheidunpredlle aelten 108M als gemeinsames Strukturelement der 
nordwestdeutschen JCistJicflen Fürstentümer; v&1. Rudolfine Freün von Ocr, LandstlDdisdle VerfassunJCn in 
den geiltlidlcn FürstentÜmem Nordwestdeutschlands. in: Dietric.b Gerbard (Hg.), Ständische Vertretun&eD in 
Europa 1m 17. und 11. Jahrhunden, 2. Auß., Göttingen 1974, S. 9-4-119, bier S. 94 und S. 112. 

11 WolfJ&lll Reinhard, GesdIicflte der SWlSJCwah. Eine veraleicflende Verf~~gCldticflte Europas \'On den 
AnlilllCn bil zur Gegenwart, 3. Aun., München 2002, S. 10l 

11 V&1. Volker Prea. Vom Stlndestaat zum Absolutismus. SO Thesen, in: hIer Btumprt (H,.), Stlndeturn und 
Staatsbi.ldUIII in Brandenbura-PreUIICn. EfiCbnisse einer Internationalen FadltIJuna. Bmln 1913. S. 31~327, 
S. 324f.; 5tollbera-Rilin&er, Vormünder, S. 22; Ronald O. Asch, Eltates tnd Princel t!\er 1648: Th, Conso­
queoce. 0( the 1birty Ycan' War, in: German History 6 (1988), S. 1 \3-132, hier S. US. 

a rre., n-eo, S. 326, krilildl dazu StollberJ-Rilinaer, Vormünder, S. 115-111. 
1) V &1. VOQ Oet, Landst.iDdilcbe VerfwullIIen, S. 111 und UDten Abschnitt 4. 
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Des Weiteren gibt es in der jüngeren Ständeforschung vermehrt Ansätze. die Insti­
tutionen des' politischen Ständetums in einer kulturhistorischen Perspektive neu zu 
gewichten. l• Dazu gehört wesentlich, die Fixierung auf das reine Entscbeidungshan­
deIn zu überwinden und den Blick dafür zu schärfen, dass politische Institutionen da­
neben weitere Leistungen erbringen. Ausgehend von institutionen- und verfahrens­
theoretischen Anregungen zeigt sich, dass die Ständeinstitutionen im späten 17. und 
18. Jahrhunderts wesentlich besser zu begreifen sind, wenn man neben Entscheidungs­
auch Symbolisierungsleistungen einbezieht (,Symbolisierung' verstanden als perfor­
mativ-sinnstiftende Vergegenwärtigung von abstrakten Kategorien und Gegenständen 
wie etwa ,Herrschaftspartizipation' oder ,Land'). Eine solche Perspektive kann nämlich 
die Rationalität und Funktionalität auch von solchen Landtagen rekonstruieren, die nur 
noch über marginale Entscheidungsspielräume verfUgten, aber gleichwohl effektiv 
Sinn und Legitimation produzierten. Es fragt sich daher, ob nicht auch die ,macht­
vollen' Landtage der geistlichen Fürstentümer mehr waren als nur ,Entscheidungs­
maschinen'.15 

Damit ist das Thema der folgenden Ausführungen umrissen: Der münstersche 
Landtag soll als politische Institution daraufhin untersucht werden, in welchem Maße 
und mit welchen MitteIn er Entscheidungen und Symbolisierungen realisierte. Dazu 
werden zunächst konzeptionelle Überlegungen zu politischen Institutionen und ih­
ren Leistungen angestellt (1.), um dann, ausgehend von einer Untersuchung der Land­
tagsproto!c.olle,16 an zwei Strulc.turelementen des Landtags, der zeremoniellen Rah­
mung (2.) und den interkuriaJen Verhandlungen (3.) die institutionelle Praxis nach­
zuvollziehen. Anschließend wird nach Indizien ror die Relevanz beider Dimensionen 
gefragt und zwar anband der Praxis der Steuerbewilligung einerseits und der politisch­
sozialen Kategorie der Landstandschaft andererseits (4.), worauf einige zusammen­
fassende Schlussbemerkungen folgen (5.). 

14 Vi!. Albrecht P. Luttenberaer, Pracht und Ehre. Gesellschaftliche Rcprisenwion und Zeremoniell auf dem 
Jteichstai. in: AIfred Kohler/Heinrich Lutz (H&.). Alltaa im 16. Jahrhundert. Studien zu Lebensformen in 
mitteleuropiisdlen Stldten, MUnchen 1987, S. 291).326; Esther·Beate Körber, ÖfTenllichkeiten der frilben Neu­
zeit. Teilnehmer, Formen, Institutionen und Entscheidungen öffontlicher Kommunikation im Herzogtum 
Preußen von 1525 bis 1618, BerlinlNew York 1998; Batbara Slollbera·Rllinger, Hentelluna und Dantelluni 
politischer Einheit: Instrumentelle und symbolild1e Dimensionen politischer Reprlsentation Im 11. Jahrhun­
dert, in: Jan Andres U.L (Hi.), Die Sinnlichkeit der Macht. Hemdlaft und Repräsentation seit der Frühen 
Neuzeit, Frankfurt a.M. 2005, S. 73·92; den Themenschwerpunkt "Politisch'loriale PraxiJ und .ymbolische 
Kultur der Iandltlndischen Ven_ullien Im .,mfaIiJcben Raum-, in: Weslfilisdlo FonchUllien 53 (2003), S. 
1·240. 

IS Vii. Rcna1d G. AIdt, Noble Corporations and Provincial Diet.1n the Eccleliastical Principalitiel ofthe Holy 
Roman Empire ca. 164S-1802, in: Maija JlDJIOn (Hi.), Jtealllies of Represenlation. St&te Buildini In f,arly Mo­
dem Ewope and European Amerita, Ne .. York 2007, S. 93·111, hier S. 93f • 

.. 1m Rahmen der lUiCUnde lieaenden Maalstcrart>eit wurden In.besondere die Landtaae von 1680. 1719 und 
1782 unlemlcbl Die Protokolle lind in den folJende Bestlnden archiviert: 
- Domkapitel: Landesarcbiv Nordrllein-WestfaIeD Staataarcbiv MUnster (SIAMS), FUAIbIsrwn MOnster, Proto­

kolle. Landta,.sprolOkoUe (U'P), 
• Ilittenchaft: SIAMS, MUnstet1cbe Ilittenchaft (MS R), 
• StIme: StadtardllY MOnster (StadIAMS), AlteS Archiv (AA), Abt. XV (Landeuachen). 
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1. Entscheiden und Symbolisieren: Die Leistungen politischer Institutionen 

Mit Amold Gehlen, dessen Denken "bis beute eine der anregendsten Quellen für eine 
soziologische lnstitutionenanalyse"17 darstellt. kann man Institutionen verstehen als Ge­
flechte von sozialen Verhaltenserwartungen, die aus "Systemen stereotypisierter und 
stabilisierter Gewohnheiten"l' bestehen. Wie dieser sehr weite, anthropologisch fun­
dierte Institutionenbegriff, der von einem einfachen Begrüßen per Handschlag bis hin 
zu einem extrem komplexen Hofzeremoniell alle Arten und Systeme wechselseitiger 
Verhaltenserwartungen umfasst, weiter zu konkretisieren ist und wie und mit wel­
chem Ziel institutionelle Analyse praktisch durchgeführt werden sollte, ist umstrit­
ten. \9 Gleichwohl ist jüngst festgehalten worden, dass der Institutionenbegriff "ein ge­
meinsames Kriterium enthält, das sich in vielen Ansätzen finden lässt: die Unter­
scheidung zwischen einer instrumentellen und einer symbolischen Dimension von 
Institutionen".20 

Betrachtet man Institutionen im Hinblick auf ihren instrumentellen Aspekt, also 
wörtlich als Mittel oder Werkzeug, so zeigt sich, dass durch die von ihnen ausgehen­
de Regulation und Koordination verschiedener Handlungen bestimmte Zwecke er­
reicht werden: Beispielsweise ermöglicht die Institution ,Spanndienst' Transportleis­
tungen, wenn also etwa "fiinffzig Spann erfordert weren umb Steine zu fahren'? wie 
der Syndikus der Ritterschaft, des zweiten Landstandes im Fürstbistum, 1720 im Kon­
text eines landesherrlichen Bauvorhabens notierte. Aber die geleisteten Spanndien­
ste gingen nicht darin auf, dass sie zweckmäßig waren und durch sie Steine transpor­
tiert werden konnten, sondern sie batten auch einen symbolischen Aspekt. Das zeigt 
der Anlass der zitierten Thematisierung der Spanndienste. Die Ritterschaft hatte näm­
lich in Bezug auf ein landesherrliches Bauprojekt erfahren, dass die "Hoffi:ammer 
dießertwegen ein hochw[ürdiges) ThumbCapitull ersuchet hette, umb Ihre Leuthe in 
denen nechstgelegenen Kirspeien darzu mit anspannen zu lassen", und daraufhin so-

17 Karl-Siegbert Rebber&, Vorwort zur 6. Auflqe, in: Amold Gehlen, Urmensch und Spltkultur. Pbilosopbiscbe 
Eraebnisse und Aussalen, 6. Aufl., Frankfurt ... M. 2004, S. IX-XXI, hier S. IX. 

11 Gehlen, Urmensch und Spitkultur, S. 20; VII. dazu Kar!-Sielbert RebbelJ. Eine Grundla&entheorie der In­
ltitutionen: Amold Gehlen. Mit systematischen Schlußfolgerunlen !Ur eine kritische Institutionentheorie, in: 
Gerhard Göhler u.a. (HI.), Die RationaliUlt politisdler Institutionen. InterdisziplinIre ~rspekliven, Baden-Ba­
den 1990. S. 115-14-4 . 

.. VII- Gerhard Göhler, Wie verindem lich Institutiooen? Revolutionlrer und lCh.Ielchender Institutioncnwan­
dcl, in: ders. (Ha.),lnstitutlonenwandel, Opladen 1997. S. 2l-~ hier S. 21-24, der auf die unterschiedlichen Her­
anphenswelsen del orpnilltioDiwissenschaftlichen Neo-lnatitutionaiismUl und der polita- bzw. IOziolOli­
Idlen Institutionentheorie binweist. 

30 Andr6 Brodocz. Die I)'mboliJd1e Dimension der VerfusWII. Ein Beit .... zur Institutionentheorie, WlOSba­
den 2003, S. 17. Man findet diele Untendleldunl etwa bei Qerbard Göhler, Politische InstitutiollCll und ihr Kon­
tQt. Beariflliche und konzeptionelle Überleaunaen zur Thoorie politischer IlIItitutionen. in: den. (14), Dill 
Eiaenatt der lnatitutlonen. Zum Profil politildler Institutlonentboorie, Baden·Baden 1994. S. 19-46, hier S. 
36; Karl-Siqbert RehbelJ. lnatitutionenwandel und die PunktiolllVerlnderunl des Symbolischen. in: Göhler 
(Ha.), Institutionenwandel, S. 94-117, bier S. 101, wobei RebbelJ dcn Bepiff des Institutionellen allerdinp 
auf die l)'lIlbolilche Dimcnsion beschrlnkt; Kaus Eder, Institution. in: ChriJtoph WuIf (HI.), Vom Menscben. 
Handbudl histortlChe AnthropolOlie, Weinheim 1997. S. lS9-168, S. 164. 

11 StAMS, MSR Nr. 145 Bd. 24,7.1.1720, fol. 3Sv-36r. 
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fort durch ihren eigenen Syndikus angeboten, ,.gleichfals darzu ihre Leuthe ... mit an­
spannen und fahren zu lassen".ll Der Ritterschaft ging es dabei weniger um den in­
strumentellen Nutzen des Steintransportes, sondern vielmehr darum, in der symbo­
lischen Inszenierung der eigenen Herrschaftsrechte nicht gegenüber dem Domkapi­
tel zurückzustehen. Das war nur möglich, weil in der Anordnung und Ausführung 
von Spanndiensten die Akteure der Kategorisierung ,Herr/Knecht' unterworfen und 
auf diese Weise die Kategorisierung selbst und die Leitidee ,Herrschaft' symbolisiert 
wurden. Institutionen bestehen nämlich neben den konkreten Verhaltenserwartun­
gen auch aus abstrakten Leitideen2J und Kategorisierungen, welche auf die überkom­
plexe soziale Umwelt angewendet werden und diese für die Akteure handhabbar ma­
chen und mit Sinn erfüllen. In institutionellem Handeln werden diese aber norma­
lerweise nicht diskursiv benannt oder bezeichnet, sondern als Symbolisierungen re­
präsentiert. d.h. wirksam vergegenwärtigt und sinnlich veranschaulicht.'· 

In Bezug auf politische Institutionen werden die zwei Dimensionen überwiegend da­
hingehend konkretisiert, dass das kollektiv verbindliche Entscheiden den instrumentellen 
und das Vergegenwärtigen und Verkörpern der übergreifenden politisch-sozialen Ord­
nung des Gemeinwesens den symbolischen Aspekt markiert.lS Die besondere Pointe 
der symbolischen Dimension gerade bei politischen Institutionen liegt nun darin, dass 
diese nicht nur sich selbst, sondern auch die übergreifende politische Ordnung sym­
bolisieren und repräsentieren, also landständisches Handeln den Landtag und das 
,Land'.26 Und gerade im Feld des Politischen gewinnt damit die symbolische Funk­
tion erhebliche Relevanz, da die zentralen politischen Ordnungsbegriffe wie ,Reich" 
,Land' oder ,Staat' so abstrakt sind, dass sie in ganz besonderer Weise Symbolisie­
rungsleistungen erfordern, um erfahrbar werden und handlungsleitend wirken zu kön­
nen. 

2l SIAMS, MSR Nr. 145 Bd. 24, 7.1.1720, (01. 35v-36r. Die Hofkammer lehnte allerdings dankend ab. 
n Der Belriff lUICb Maurice Haurio, Die Theorie der Institution und der Grilnduna (Essay Uber den so:dalen 

Vitalismus), in: deli., Die Theorie der IJutJtutlon und zwei andere Aufsätze, Berlio 00, S.17-U; val. dazu Karl­
Sieabert Rebbera, Institutionen als symbolisdle Ordnungen. Leitfr.gen und Grundkateaorien zur Theorie 
und Analyse Institutioneller Med!anismen, in: Göhler (Hg.), Die Eigenart der Institutionen, S. 47-84, hier S. 
65-70. 

lA Val. arundleaend und mit weiterflihrender Litellltur Barbara StoUbera-Rilioger, Symboliscbe Kommunikation 
in der Vormodeme. Begriffe - Thesen - Forschunppenpektiven, In: Zeitschrift filr Historische Fondluna 31 
(200c), S. 489-517. Auf diesen Ansatz sidl beziehende Fallstudien in Marian Fl1sselrIbomaa Weller (Ha.), Ord­
DU", und Distinktion. Praktiken sozialer Reprlsentation in dcr stlndischen Gesellschaft, MUnster 2005. 

:IS Gllhler, Politische Institutionen, S. 38 nennt die beiden Aspekte "steuerun&" und .Intearltion-; die Unter­
lCbeiduna ebenfalI. bei Barbara Stollbera-Rilinaer, Einleituna. in: dies. (Ha.), Vormodeme politische Verfah­
ren, Berlio 2001, S. 9-24; rur die Aufnahme der Unteradleidu", durdl die Stlndefonchuna val. jUngst Roland 
Gehrke, Zwischen a1utlndisdler Ordnuna und monardlischem Konstitutionalismus. BegrifTskllrunaeD und 
FrqcstelluDaen, in: dera. (Ha.), Aulbrüdle in die Modemc. Frühparlamentarismus zwiJcheQ altltlndisdler 
Ordouna und mooardliJcbem Kollltitutionalismus 17S0-ISSO. Sd!Iesien - Deuud!land - Miltelewopa, Köln 2OOS, 
S. 1-12, bier S. 8[.; SloUbera-Rilinaer, Helltelluna und DanteUuna, S. 77; Wemer J. Patzelt (Ha.), Parlamen­
te und ihre Madlt. Xateaoriea und Fallbeilpiele institutioneller Analyse, Baden-Baden 2005. 

16 Val lCbon Heinridl Bocer, TraclatUi dc Jure coUeetarum, robinIen 1617, S. 33: w" eorum, qul SubdItos Te­

praeaentant, UllUot: die lmd-Stlnde-; val. dazu StoUbera-Rilinaer, VormOnder, S. 77·\03 und arundleaend Ha.­
lO Hofmann, Rep!hentat.ion. Studien zur Wort- und BearilfsaelCbichte yon der Antike bis iDJ 19. Jahrhundert, 
4. Aufl., BertiJl2003. 
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Will man also Landtage als politische Institutionen untersuchen, so muss man die 
instrumentelle und die symbolische Leistung in den Blick nehmen. Bevor man jedoch 
die Effektivität des einen oder anderen Aspektes oder ihr gegenseitiges Verhältnis ein­
schätzen kann, ist nach dem, Wie' zu fragen: Welche strukturellen Arrangements und 
welche konkreten Praktiken des Landtagsgeschehens im FUrstbistum Münster er­
brachten welche Leistungen? Die überlieferten Landtagsprotokolle ermöglichen Ant­
worten auf diese Fragen, denn seit dem Jahr 1680 wurden wegen der immer weiter 
zunehmenden Komplexität der Beratungen keine abschließenden Landtagsrezesse 
mehr angefertigt und so wurden die Protokolle der Kurien zur Grundlage ihres ,in­
stitutionellen Gedächtnisses' und dementsprechend detailliert geführt.27 Im Gegen­
satz zu den Landständen selbst standen jedoch die landtägliche Praxis und die pri­
mären Quellen in Gestalt der Landtagsprotokolle selbst bisher kaum im Mittelpunkt 
der Forschung,lI mit Ausnahme der älteren Studien von August Meyer zu Stieghorst 
und Rainer Kuhna, die sich allerdings erst mit der Spätphase des Hochstifts ab 1789 bzw. 
1780 befassten.29 

2. Inszenieren: Die zeremonielle Rahmung des Landtags 

Ein unverzlchtbarer Bestandteil der Protokolle war die präzise Aufzeichnung der ze­
remoniellen Details des Landtagsgeschebens. Das höfische Zeremoniell ist in der Früh­
neuzeitforschung seit einigen Jahren zu erheblicher Prominenz gelangt.lO Als zentra­
ler Mechanismus des Zeremoniells kann gelten, dass es abstrakte, ständische Gel-

27 Untenud!unasaeseDJtand ilt damlt der Land\ai. wie er lieh nach dem "JI'oße[nl stlndische!n} Reu.b1isse­
meDC" (Ludwil Dehlo, Zur Verfwungs· und VerwaltUßgsaeschichte des FUrstbiltuml Münster im 17. und 18. 
Jahrhundert, in: Zeitacbril\ /Ur vaterländilche Getcblchte und Altertumskunde 79 (1921), S. 1-24, hier S. 20) von 
1671 d&me1I~ denn aud! andere wesentliche formale Merkmale des Landtags verlnderten sich ein lelZtcs 
Mal und blieben dann JUl hundert Jahre 1labi1: Die Landstlnde tagten ausschließlich In Münster und dle Dsu­
er stiea aur über rwanzil Sitzunptaae an. VII. dazu die uml'assenden statistiscben Untersuchunaen in M.,. 
QII Weidner, Landadel in MÜDJIer 16QO.1760. Stadrverf"usuna. Standesbehauptuni und Fürstenhor, Bd. 1, 
Münster 2000, S. 162·177. Fraaen nach der EntslehUIIJ der Landltlnde liesen lu8erhalb der bier verfollten 
FrqesteUuna; val. dazu Ludwil Sdunitz-Kallenbera. Die Landstlnde des FilrstbistuDII Münster bia Z\IlD 16. 
Jahrtlundert, iD: WesrJlIiIcbe ZeiIlChrift 92 (1936), S. 1-88. 

» Zu dea LandlUnden val. Holzern, Konfe.iollSllUt, S. 45·59; Kohl, Du BLuum Mllnster, S. 3~; Erler, Die 
DenUdu'ift, S. '2G-431; Weidner, Landadel, S. 1~193; lWner K.uhna, Die ltindisdlo VerfwulIJ in den west· 
flIltchell LandeIteileo PreuBenI und im fürstbiltulll MllNter 1780-1806, JUl. Di.Ia. Mllniter 1963, S. ~108. 

a V si. Auault Meyer zu Stieaborst, Die Verbandlunaen der Landstlode dea Fllrstbiltums MünsIer zur blt der 
Cra.nz.ösildlen Revolution 1789-1802, Hildelbeim 1911. S. 191'.; KUMI, Die .tlDdildl, Vcrfwun" S. IU-1I6 
und eine RandbemertullJ bei A1win Hanlcbmidt, Du 18. Jahrhundert, in: Wilbelm Kohl (HI.), West1l!iIcbe 
Geachlchte. 84. I, Dlisseldorf 1983, S. 6QS.68S, hier S. 61'. 

)0 Aua der FtUIc: der Uterstur leien nUllenannt: Jo,.1. Benu.fThomu Jlabn (11,.), bremonJeU aII bOfisdM 
Aatbetit in SpttmiUelalter und rrüher Neuzeit, TUbinlen 1995; Wemer Parlvicinl (HI.), Zeremoniell und 
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tungsansprüche transfonniert in sinnlich wahrnehmbare, zumeist räumliche, hierar­
chisch gegliederte Rangarrangements. Durch solche zeremoniellen Inszenierungen 
wurde die politisch-soziale Ordnung gleichzeitig perfonnativ her- und visuell darstellt, 
mit anderen Worten: Es wurden SymbolisierungSleistungen erbracht.)) Den höchsten 
Grad an zeremonieller Durchformung wies im Filrstbistum die Eröffnung des Land­
tags auf. 

Alle Protokolle beschreiben diese mehr oder weniger ausführlich. Sie nahm zu­
meist den ganzen ersten Tag ein und fand in solenner Fonn ,.Aufm bodlfiirstlichen Hof­
saal1432 statt, der sich im ersten Obergeschoß des ,Fürstenhor bzw. ,Kanzlei' genann­
ten Gebäudekomplexes innerhalb der DomimrnunitäL befand:ll "Wie nun böchstermelte 
Ibro hochfürstl{iche] D[urch1aucht) mit dero geh[eimen) Landt- und Hoff-Räthen auffm 
Hoffsahl erschienen, So ist in dero hober Gegenwahrt nach gewohnlicher durch Her­
ren Cantzley Directors Doctors Stedding mündtlkh gethaner Vorrede, die Landtags pro­
position ... durch den Geheimbten Secretarium Lipperen abgelesen und nach per ... 
D[octor]rum Cancellarie Directorem gethaner Schlußrede auch von Ihr[er] hoch­
fürstl[ichen) D[urchlaucht) genommenen abtritte Mir Syndico per Secretarium Cap[itu}li 
... originaliter communicirt worden."34 

Zusätzliche Informationen sind aus der Denkschrift Kerkerinks zu gewinnen, der wei­
tere Details mitteilt: "Bey Eröffnung des Landtags kommen alle drey Stände in dem 
Rittersaal zusammen, wonach durch dem Praesidem der Ritterschaft heraus zu schaf­
fen befohlenen allen nicht zum Landtag berechtigten Persohnen die fürstliche Postu­
lata und Propositiones durch die benenn te Landtagskommissarien unter dem Balda­
chin vorgetragen und einem jedem Corpori in Abschrift gegeben werden."" 

Raum, Sillllaringen 1997; Andreu Pecat, Zeichen aristokraJischer Vortrefflichkeit. Hofzeremoniell und Selbst­
dantelJunl dea höfischen Adels am Kaiserhof, 1648-1740, in: FUssellWeller (HI.), Ordnunl und Distinktion, 
S. 181-197; Mark Hengerer, Hofzeremoniell, 0lJanisation und Grundmuster sozialer DifTerenzierunl am Wie­
ner Hof im 17. Jahrhundert, in: Chantal Grell (HI.), Hoflcsellschaft und Höflinie an eurollllichen FOrsten­
hOfen in der Frühen Neuzeit (15.-18. Jahrhunden), Münster 2001, S. 337-368; Barbara StollbelJ·Rilinler, Zo­
I'ClDOnieD a1, polililchea Verfahren. lUnlordnllnl lind Ranptreit als StruktllrmerkmaJe des flÜhneuzeitlichen 
R.eichstaas, in: Johannes KuniKh (HI.), Neue Studien zur frühneuzeitlichen R.eichsgeadtichtc, Bertin 1997, S. 
91-132; zum zeitaenönischen theoretischen Hlnterarund VII. Milot Vec, Zeremonialwissenschal\ im Filr­
IlClUl&ll. Studien zur juristischen und politiJcben Theorie absolutistischer HemdlafurellrbenUlion, Fran1t­
furt .. M. 1998. 

JI So ldIon 1969 Norben EJias, Die höfische Gesellschaft. Unterlud!ungen zur SozlolQSle dei Kilniatuml und 
der höfischen Arillokratic, 7. Aull., Frankfun a.M. 19904, S. 157f., dem die Erforschuna doI Zeremoniells ent­
Icheideudc ANlöl!e verdankt. Kritik bei Jeroen Duindam, Myths of Power. Norben Eliu and lhe Ear!y Mo­
dera European Court, Amsterdam 1995; vel. auch Henlerer, Hofzeremoniell, S. 367; StoUbelJ·RiIinler, Zo­
remonieU alt politisdlea Verfahren, S. 904; PaRvicini, ZeremonieU und Raum, in: den. (HI.), ZeremonieU und 
Raum, S. 11·36, S. 104. 

12 Nennunacn dCI Ortet in SIAMS, UP Nr. 79, 30.1.1680, fol. 232v; ebd. Nr. 92, 20.U.1719, fol. 410r; ebd. Nr. 
190. 16.1.1712, fol. 7v. 

,) ZII clielem Geblude Yel. Mo Gelsberl (Bearb.), Die Stadt MUnster, Tell 1, MilnIter 1932, S. 2U-310. In die­
Ier ehemalilen llcIidcnz des Bilchofl waren zeitweili, alle Zenl.ralbehörden unteraebracbt. und von hier aUl 
wurde dM Hochttift verwaltet; val . auch Weidner, Landadel, S. 272.275. 

:M SIAMS, MSR Nr. 145 Bd. 24, 18.U.1719, fol. Ir. 
)J Erla", DenkIchrift, S. 421. 
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Beide Schilderungen beziehen sich in erster Linie auf die Abfolge der dynamischen 
Aspekte wie das Erscheinen oder die Ansprachen, während des statischen Rahmens die­
ser Handlungen kaum gedacht wird, mit Ausnahme der Erwähnung des Baldachins 
als Herrschaftsinsignie. Von Interesse in Bezug auf diesen Rahmen sind jedoch inner­
halb der vom Zeremoniell ausgebildeten "sozialen Logik des Raumes".14 Auskünfte 
über die Aufstellung der Stände im Vergleich zueinander und zum Fürsten. Es konn­
te zwar keine direkte Abbildung einer Landtagseröffnung ausfindig gemacht werden, 
trotzdem gibt es ein starkes Indiz, das auf eine bestimmte räumliche Anordnung hin- . 
deutet. Das hier transkribierte Blatt mit dem TItel "Namen Deren, welche den Iten April 
1781. aufm Landtage gegenwärtig gewesen"31 entstammt dem städtischen Protokoll. 
Es hebt sich durch seine qualitativ hochwertige Ausführung von den normalen Pro­
tokolleinträgen deuLlich ab, wobei jedoch aus dem Kontext nicht hervorgeht, wozu 
diese Zusammenstellung diente. Um so deuLlicher zu erkennen ist jedoch die Art und 
Weise, wie die politisch-soziale Hierarchie der Stände hier verräumlicht wird: Die Ord­
nung der Mitglieder innerhalb von Domkapitel und Ritterschaft ist rangmäßig von 
oben nach unten gestuft, wobei als Hierarchisierungskriterium die Dauer der Zuge­
hörigkeit zur Korporation fungiert,31 abgesehen von dem Vorrang der domkapitulari­
sehen Dignitäten.39 Auch beim städtischen Korpus werden die allesamt stadtmUnster­
sehen Vertreter gemäß ihrer innerstädtischen Rangfolge aufgeführt.40 Zusammen ste­
hen die adeligen ,Vorderstände' graphisch und daher auch im Rang über den Städten. 

J6 SlOllbell-RiIinlcr, Zercmoniell ab politischca Vcrfahren, S. 100. 
17 S~lAMS, AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 32 . 
• F11r die Domkapitulate wurden die bioaraPhilcbcn Anp!len in W'albdm Kohl (Bealb.), Du Bistum MilnIter, 

Bd. 4: 0 .. Domstil\ SL Paulua %11 MUDltcr, Teilbd. 2, Beriin/lllow Yort 1982, S. 3T1-mund Friedrich Keino­
m&II.D, Du Domkapitel w Milnlter im 18. Jalubundert. Verfuauna. persönliche Zuaammensetzunl, Partei­
verblltniNe, MUDltCr 1967, S. 222-357 heran,cZO&eD. Die Reibe bcainnt mit dem 1736 .uraenommenen Frtn1 
Fcrdlnand Lambet1 von Wenae 111 Entinpmt1hlen und Dledt und endet abstcllend mit dem em 1m einte­
Ircteocn Mauhlu Beoe4lkt yon Ketteler zu Harkalten. PUr die we.cn1lJch lChIochtcr erforschlen Rluer wur­
de det Hof- und Adrea-~ooder det HochItiftI MllDIt.cr auf da Jahr aach der Jl'ldcnrcichcn Gcburt unscrl 
Heno Jcsu Christi 17IS, MIlDaIet 171S (Fakaiaille OrevenlMÜDltOr 1989), S. 45-53 heranlcZOlen, da er die 
Au.&chw6ruopda!eD eulhill. Auc:b hier beainnl die LiaIe mit dem UD lIDllteD luf,ctchworeneD MitaJied, 
dem HomI "00 SchmiIin, (1744) und .eilt ab bis zum General von Wellle, der em leh 17!l dor Korpor8llon 
lD,ebOn.. 

" So ..,ar der Dom9ropet Fricdrich WJlhelm NitoiaUi AnIOD Freiherr VOD B61eia&cr zwar Ichon IOit 1732 Dom· 
haJ UIId bAUe audI ohDe doa I>omptqllttild die lilie anacfliM, aber DomdochlDt EIIIIl Km"lQIln MauhiaI 
DroIIe 111 HOIlboft" aehöne enI aei11761 dem lC.Ipitel tD. EiD prinzipieller Vorraoaln der Jtjnel'lchat\ WR audI 
dem i!rtIrDandYD w,ekommea, der jedodI nidll aoweaend war . 

.. VaJ. die hnlfoJae im Hof· WId Adre&-Caloader, S. 53. 
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Namtll 
Deren, welche den Iten April 1781. aufm Landtage gegenwärtig gewesen. 

Jlöm Kapittl 
Herr DomProbst 
Herr DomDechant 

von Wenge 
von der Horst 

FranL Frid. v. Filrstenbel'l 
v. Twicltel 
v. Stael 
v. Merveld 
v. Bowscbeid 
v. Böselager 

Frid. Carl v. Fürstenberg 
v.Ledebur 
v. Ascheberg 
v. Galen 
v. Droste 
v. P1euenberg 
v. Kcrcltering 
v. Schmising Jun. 
v. Kctteler 

RittmcJra,ft 
Herr v. Sdunising Sen. 

v. Schilder 
v. Droste general 
v. KorfT 
v. Droste zu Vlschering 
v. Kcrckering 
v. Ascheberg 
v. Schmising 
obristMarschall 
v. Galen ErbKämmerer 
v. Dincltlage 
obrister. 
v. Westerholt 

v. Btienen 
v. Spiegel Capitain 
v.Senden 
v. Schilling 

v. Romberg 
v. Wenge general 

Städtschts Corpus 
Herr Bürgermeister Olfers, Herr Synd. Reine 
Herr Assessor von Vagedes, Herren Gruet­

Amtsdeputierte Verspoel und Lageman. 

Quelle: StadtAMS, AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 32 

TIm Neu 

Bei der Frage des hier ausgedrückten Verhältnisses zwischen Domkapitel und Ritter­
schaft gibt es nun hingegen zwei mögliche Lesarten. In einem ersten Zugriff könnte 
man die Abbildung als eine typische bildliche Umsetzung der räumlichen Aufstellung 
bei der Eröffnung des Landtags im späteren 18. Jahrhundert ansehen, denn nur bei die­
ser Gelegenheit karnen alle drei Stände im Hofsaal zusammen, und dass die Eröff­
nung zeremoniell durchfonnt war, ist aus den Protokollen klar ersichtlich. Es handel­
te sich dann hier um eine Draufsicht und der Fürst wäre am oberen Ende zu denken. 
Und obwohl das Domkapitel als vornehmster Landstand vom Betrachter aus graphisch 
links der Ritterschaft erscheint, nähme es vom FUrstbischofaus gesehen räumlich die 
ständisch höherwertige rechte Seite, die Oberstelle ein. Da aber der Fürstbisdlof als Re.. 
ferenzpunkt für die Perspektive hier fehlt, kann man das Dokument auch als eigen­
ständige graphische Repräsentation der hierarchischen Verfasstheit des .Landes' MOn­
ster anhand der auf dem Landtag anwesenden Personen ansehen, die aber nicht direkt 
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eine räumliche Anordnung abbildet. Die Tatsache, dass das Domkapitel links steht, 
erkläne sich dann aus der anders gearteten medialen Logik: Die Rechts/Links-Unter­
scheidung wird nämlich überlagert durch die ebenso grundlegende Bevorzugung von 
,Vorher' gegenüber ,Nachher', und da man in Europa nun mal von links nach rechts 
liest, ergibt sich für Dokumente, die nicht auf räumliche Anordnungen verweisen, die 
Präferenz der linlcen, weil im Lesefluss ersten Stelle, wie es auch die Anbringung von 
Siegeln an Urkunden belegt.41 

Es zeigt sich, dass in beiden möglichen Lesarten der höhere Rang des DomlcapiteJs 
gegenüber der Ritterschaft inszeniert wird. Wu haben es also mit zwei in medialer 
Hinsicht unterschiedlichen VlSualisierungen der hierarchischen Verfasstheit des ,Lan­
des' zu tun: mit der zeremoniellen Anordnung der Personen bei der Landtagseröffnung 
und mit dem Schema des Protokollblattes selbst. Beide inszenieren ständische Ver­
hältnisse durch räumliche Abstände, wenn auch in unterschiedlichen Logiken gehor­
chenden Medien. 

Vergleicht man die Auszüge aus dem rittersch.aft.lichen Protokoll von 1719, die Denk­
schrift von 1780 und das Schema von 1781 mit den anderen Protokollen, so lässt sich 
folgender typischer Ablauf herausarbeiten: Alle nicht-landtagsberechtigten Personen 
müssen den Saal verlassen, die Stände formieren sich in bestimmter räumlicher Auf­
stellung, der Fürst erscheint mit seinen Räten und nimmt unter einem Baldachin Platz, 
der VlZekanzler hält eine Ansprache an die Stände, der Sekretär des Geheimen Rates 
verliest die Proposition, danach treten Fürst und Räte wieder ab, und die Proposition 
wird durch den Geheimsekretär an den Domdechanten als Präsidenten des ersten 
Landstandes fibergeben.41 

Nun gibt es mehrere Varianten innerhalb dieses Ablaufs, die ebenfalls behandelt 
werden müssen. Die wohl wichtigste Veränderung verbindet sich mit der Einsetzung 
der landesherrlichen Landtagskommission im Jahr 1740.43 Wie die Protokolle zeigen, 
erschien der Fürst bei der Eröffnung mit seinen Geheimräten und bei seiner Abwe-

41 Val. End! ~nel, Siqet. BrauDJdlwcia 1970, S. 112. 
G WUUIII 1719 die Anlpracbe dureb dco JC.ru:1eidlrd:\Or und niebt dureb dco VJubnzler, wl. In allen anderen 

FlIJeD Ublidl, \>OrJeltllCa wurde, iIt nicht rcllD zu k1iren. Am wahrlctleialicbl14n iIl rolJtl)de Annabmo: Der 
Vlz.ebll2:lcr l'.mII yon CodIenheIIll amtierte nIdl den Anp!len in IDhI, Da Biltum MUnIlcr, S. 609 bil ZWD 

Jahr \719. Ihm rot~ lIIf diellem l'oIIeD der im Protokoll als ~eidirektor .elllllllt. Dr. W"lÜIelm Helnrieb 
SlOdiD" der bil J723 alI V\Z.eUnz.J. amtierte. EI 111 abo wahncheinücb, due zum Zeitpunkt der Landtap. 
.0"l1&1l\I der a114 Vizckanzl« bereill yemotbea war oder abledantt hatLe, leln Necbfotlcr SIedInI aber Docb 
lIidI& be&altt ..... und dabei Dodl un\er IeIDeDl yorboripll n,aI a11 KamJcMliRklOf In EndIelnuDl trat. 0.­
bw ... cbe AnIprkbe dureb den ~eidir"'or keine Varian14 lieI VerfabrNll, 1OD4em nur eiDI Vct1qDoo 
beilllOlun&; -1IIieN jedocb der z;ut1lDftJp Vaehnzl« 

., Val. 1IIcidMr,I.MIdadeI. S. BI, u.n.<leorl Sdun\U-f.cten. DI. hod1IUft-mClnllerildl.leJlerun. WOQ 1574-
1103 (Z1I •• ruli ....... und OrpaIutiot1), in: Wc.t!i1iIc:be lAilkhnft \16 (1966), S. 71-99, hier S. 421. 
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senheit vertraten ihn diese auch." Berief Christoph Bernhard von Galen seine Ge­
heimräte noch willkürlich, so setzen die Stände nach dessen Tod 1678 wieder die Do­
minanz von Domkapitularen und Rittern in diesem Gremium durch.4! Da die Ge­
heimräte aber den zumeist abwesenden Landesherrn auf den Landtagen zu vertreten 
hatten und gleichzeitig auch Mitglieder der landständischen Korpora waren, sah man 
die Vertretung der fUrstlichen Interessen gefährdet.46 So ordnete Kurfllrst Clemens 
August 1740 rur seine Vertretung bei Landtagen die Hinzuziehung der Regierungsrä­
te an, in der Mehrzahl bürgerliche Gelehrte, die wesentlich stärker vom FUrsten ab­
hingen und daher eine bessere Vertretung der landesherrlichen Interessen erwarten 
ließen. Für eine effektive Arbeit war jedoch die Summe der Räte nun zu groß und so 
wurde die Vertretung einer "Gruppe von adligen Geheimen und bürgerlichen Regie­
rungsräten",47 der nunmehrigen Landtagskommission, übertragen. 

Eine Schwierigkeit ergibt sich hinsichtlich des Inhalts der "Vorrede" des VlZekanz-
·lers." Wurde im oben zitierten Protokoll unterschieden zwischen dieser und der Ver­
lesung der Landtagsproposition, so findet man in anderen Beschreibungen des Eröff­
nungszeremoniells einen eigentümlichen Bezug zwischen den Handlungen von Vi­
zekarlZler und Geheimsekretär, die beide auf die Landtagsproposition bezogen werden. 
So heißt es im ritterschaftlichen Protokoll von 1680, dass "durch H[errnJ Vice Cantz­
ler Dr. Zur Mühlen die Landtags proposition mündtlich geschehen und die schriffili­
che durch H[errnJ Secret[ariumJ Brochaußen verlesen" worden sei.49 Auch für 1782 
notiert der domkapitularische Sekretär, dass "die Kurfürstlich gnädigste Landtagspro­
position ... theils durch den geheime rathen Mersman mündtlich vorgetragen, theils 
durch den geheime Secretarium Münsterman vorgelesen"so wurde. Die zeitgenössi­
schen Protokollanten hoben also auf den Unterschied zwischen dem freien Vortrag 
des VlZekanzlers und dem Verlesen einer schriftlichen Vorlage durch den Geheimse-

44 1680: "AruillliÜcb ist in beywesen S[einerl hocbfUrst1lichen] Glnaden) Unßers IIInlldi]gsten Herren, wie lUch 
deroselben geheimbter Herren RlhthenM (StAMS, I.:rP Nr. 79, 29.8.1680, fol. 323r); 1719: .,mit dero Gch(cim)­
Landt· und HofT·Riithen- (StAMS, MSR Nr. 145 Bd. 24, 18.U.l719, fol. Ir). Die Tatuche, dass der Geheime 
Rat als Behörde erst 1701 organisiert wurde, spricbt nicht gegen die Existenz von Geheimräten schon 1680, 
dena seit Cbristopb Bernbard von Galen war die Berufung Geheimer Rille Oblieb, die jedoch kein fcstca Gre­
mium bildeten. Vor dieser Zeit endtienen die Mitglieder des Regierunpfltes mit dem Pilnten. Über den 
Untel'lchied zwischen Land· und Hofräten vgl. Karl·Heinz KircbhofT, Landräte im Stift MOnster. Erschei­
nunJSfonnen der Laodstllndischen MitregieruDl iID 16. Jahrbundert, in: WestlälillCbe Forschungcn 18 (1%5), S. 
111 ·190. 

4S Val. JCeineDwln, DII Domkapitel, S. 64 . 
.. So notiert du LandtagsprotokoU von 1740, dass die Geheimriite .bei ein oder anderem oorpore als Landstlin· 

de den Landtag frequentieren und aber in zweyo coUegiit nicht wohl aeyn kOnnen- (ut. nach Schmitz·Eckert, 
Dic bochstit\·miln.teriscbe Regierung, S. 41). 

~ Weidner, Landadel, S. 151. 
41 VII. Kohl, Das Bilturo MODller, S. 609. Unprllnglich nahm der bOraerlich"lelebrt.e Kanzler diesen Teil dca 1.0-

remonlella wahr. aber Dschdem das Domkapitel 1611112 die BcatallWl& elnca ldeli,CD Kanzlers durcbgesctz1 hat· 
te, wurde di~ Funktion vom bliraerlichen Vizekaozler Obernommen . 

.. SIAMS, MSR Nr. 145 Bd. 1, 29.8.1680. fol. Ir. 
51 StAMS, I.:rP Nr. 190, IHI782, fol. 7r. 
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kretär ab, beide jedoch bezogen sich auf die Proposition.51 Untersucht man die Pro­
positionen mit Blick auf diese Frage, so stellt man fest, dass der Aufbau der in die 
Protokolle stets in Abschrift inserierten Propositionen sich auf die unterschiedlichen 
Handlungen von VizekanzIer und Geheimsekretär beziehen lässt. So beginnt jede 
Proposition mit einem allgemeinen Teil, der unter Nennung des vollen landesherr­
lichen Titels die AnkUndigung des Landtags aus Sorge "über dieses HochStiffts und Für­
stenthumbs angelegenheiten und beständiges Wohlseyn"Sl und Danksagungen an die 
Stände für ihre zahlreiche Thilnahme und Mitarbeit enthält." Danach folgt die nach 
Nummern geordnete Aufzählung der zur Beratung vorgesehenen Gegenstände. Es 
steht daher zu vermuten, dass der VlZekanzIer den ersten Teil frei vortrug und an­
schließend der Geheimsekretär die konkreten Punkte von der Originalproposition ab­
las, die er nach Abtritt des FUrsten dem Domdechanten Ubergab. Die Ausgestaltung 
der beiden Sprechakte lässt sich dahingehend interpretieren, dass man es mit einer 
Trennung der symbolischen Funktion der Landtagsproposition von ihrer instrumen­
tellen zu tun hat: Bei der frei vorgetragenen Rede des VtzekanzIers handelte es sich um 
eine ,.leremonialrede", die den Landtag performativ eröffnete und durch die explizi­
te Benennung der Leitidee (Landeswohlfahrt) und der wesentlichen Kategorien 
(FfusULandstände) das ganze Geschehen in einen übergeordneten Bedeutungszu­
sammen.hang einordnete.S4 Das Verlesen der einzelnen Propositionspunkte diente hin­
gegen vornehmlich als Mittel der Information und wurde nicht umsonst vom ran­
gniederen Geheimen Sekretär vorgenommen. Die für 1719 bezeugte "SchJussrede" 
nach der Verlesung der Propositionspunkte ist weder für 1680 noch fiir 1782 überliefert. 

Ebenso wie die Eröffnung lag auch der Schluss des Landtages ,formal' in der Hand 
des Fürstbischofs. Allerdings fand er anders als die Eröffnung nicht in feierlicher Form, 
ohne Beteiligung des Landesherrn und ebenfalls ohne erneute PlenarversammJung 
staU. Stattdessen wurde den Syndizi der drei Korpora, nachdem diese die letzten lands­
tändischen Anträge überbracht hatten, von den Geheimräten bzw. der Landtagskom­
mission zugleich mit Bekanntgabe der filrstlichen Entscheidungen Ober die Anträge auch 
"die gnädigste Entlaßung von der Landständischen Versammlung"SS bekannt gemacht. 
Dieser Entlassungsbeschluss wurde nadleinander von den Syndizi in ihren Korpora ver-

SI lWhDa, Die ItIndllCho VerfUlulIIo S. J 14 bclllOJ1licb mit der Fe.utellIlIll, ein Thll der Propositioo Iei mllnd­
lJcb Yortetralen, der lDdere yerleMo worden. 

51 SlAMS, Ln' Nr. 92, 11.ll.17l9, rol. 362r. 
SJ .DaS n<ID lemelle Jb~ letreWea LandtSlIDde in aelenwert.lJU Anubl dllaurr lehorwnblic:ll enc::beinea 

wöllen, IOIcbm aereicbcl SeiDel bodllllntllldlenl G\oadenJ _. zu lJlIdiaem ,er aUen, Sie ~.""llhnIn daraua der­
leiben zu crbaltuna deI aemeiDen WObl1lOe1e1lS c:ootiouRndeo rilbmblicbea cltrer, und l&ßen Ihnen zu zu­
wordml delO JDedJlell aruell, aeneiJleD w111en, und aUOI1ll1.OI YermeJdeaM

; SlAMS,lIP Nr. 79, 29.1.1680, (ol 
317r. Vii- auc:ll ~ Dscltändlldlc VerflllllDl, S. 113. 

S4 Der llep-atr .Icremorua1rede- DIIdI Milol Voc:, Nacb.ort. 111: Veil Ludwia \'00 Sec:teodorft", 1Culldl. Reden 
und I!oofwft" \'00 deOI aII,emeineo oder lI&Il1rtdIea Recbl aacb Aaletlillll cs.r Bilcbcr H~ GrociuI', llIbinaeo 
2006,S 1·-15·; "".1UdI GeofJ B~ DIe bllCi8cne l.ede Im arwnoruollerJ Ab1aW: F~ oder Xan1, 
111: Bemalbba (HI-), ZercmOlUell aIJ bOfidlc J.atbetä, S. 191-201. 

U SlAMS, Ln' Nr. 190, 17.4.1712, (olm. 
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lesen, die daraufhin auseinander gingen.56 Faktisch scheinen jedoch die Stände den 
Zeitpunkt der Entlassung bestimmt zu haben, denn 1782 hatten sie "mit Presentie­
rung des Landtags Status ihre EntJaßung begehret".$? Da die Bewilligung des Land­
tagsstatus, der als allgemeiner ,Haushaltsplan' alle Einnahmen und Ausgaben des 
Fürstbistums verzeichnete, den für den Fürstbischof zentralen Beratungspunkt dar­
stellte, schoben die Stände genau diese Bewilligung so lange auf, bis sie die übrigen The­
men ausreichend behandelt haUen.sl 

Die Landtagseröffnung erbrachte eine wesentliche Symbolisierungsleistung, indem 
sie nicht nur die effektive symbolische Inszenierung des Landtags als Gesamtinstitu­
lion, sondern vor allem die des ,Landes' als politischer Einheit ermöglichte. Im Zere­
moniell wurde eine Steigerung der symbolischen Funktion politischer Institutionen 
durch einen weitgehenden Verzicht auf instrumentelle Entscheidungsfindung erreicht. 
Bei der Eröffnung kamen alle politischen Mitspracheberechtigten zusammen und in­
szenierten sich als das Ganze des hierarchisch geordneten Gemeinwesens, des Ab­
straktums ,Fürstbistum Münster'.S9 Hier erst konnte das komplexe Herrschaftsgeflecht 
von Landesprivilegien, Wahlkapitulationen, Lehns- und Arntsverhältnissen, korpora­
tiven Statuten und nicht zuletzt persönlichen Verbindungen durch das Zeremoniell 
zum Symbol ,Land' verdichtet und zur Anschauung gebracht werden. Und die Insze­
nierung richtete sich an die Teilnehmer selbst, denn sie fand unter Ausschluss der Öf­
fentlichkeit statt. Für die Wichtigkeit dieser Funktion ist ebenfalls zu bedenken, dass 
der Landtag die einzige in regelmäßigen Abständen wiederkehrende ,Bühne' für die­
se Dar- und Herstellung des Landes als politischer Einheit war. Nur während der In­
thronisationsfeierlichkeiten und hier insbesondere bei der Huldigung wurde die poli­
tisch-soziale Ordnung umfangreicher inszeniert, aber zwischen den Inthronisationen 
konnten durchaus Jahrzehnte vergehen.60 Auch wenn die folgenden Phasen des land­
tags ebenfalls der symbolischen Repräsentation im Sinne von ,Vergegenwärtigung' 

",.o(omilni Syndici Statuum haben demnach auf von der Landtags Commission leschehenc berufuni sich da· 
hin verfUlet _~ worauf ihncn dic schriftliche EotJaßung communiciret, wclche crst beym hochwürdiacn Dom­
CapituJ und dcr hochJöbl/ichen) Rittenchafi. demnichst auch beym städtischcn Corpus verlesen"; StadtAMS, 
AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 33, 17.4.1782, fol. 24r; so auch fiJr 1680: SIAMS, MSR Nr. 14S Bd. 1,9.10.1680, fol. 10r; 
fiJr 1719: SIAMS, MSR Nr. 14S Bd. 24, 12.1.1720, fol. 53r·". 

51 SIAMS, LTP Nr. 191, 17.4.1782, fol. 202r. 
st Dass die Stinde diese. Mil\cl IIDZ bewusst cioJetzten, zciBl foliendes: 1782 wurdc schon Im 16. Januar, dem 

mteD Verhandluoastaa. von allen drei S1.ändcn .resoJvitt, daß vOrläufis pro Mense Januario eine Schatzuna mOa­
te wsaeschriebeo werden·; SIAMS, LTP Nr. 190, 16.Ll782, fol. 9r. Damit crmöallchtcD die Swde die konti. 
nulerliche LandesverwaltunJ, behielten sich jedoch die Vembschicduna des Laodtagstatus ausdrücklich vor. Dio­
se Praktik /Uhrte jedoch 1782 zum Streit mit der Laodtaaskommission, val . dazu Kuhna, Die stlndilCbe Ver­
fassu!ll. S. LS5f. 

,. Und dies im vollen WotUinne, denn In der aristo\e1.iJch leprägten Theoric wurden die landstÄnde mit den Bür­
,em der aristotelischen ,Politik' ldentifizicrt: So bcißt es bci FriUCh, Trac:tatio, S. 11: ,,1111 (- Status Provincia­
losl coim proprie cives lUDI, qui ab Aristot. 2. Polit. 1. t~s archrl pollliw kolnonla censentur·. Val. StollbelJ­
Rilin,Cf, VormUnder, S. 80. 

10 Fur die Betcili&una der Landslinde bci der InthronlJalion val. dcn Belua, von Hardin, In diesem Band; zur 
HuldilUDl ab ,VetfUIWIIln actu' val. Andre HOlenstein, Die Huldi,WlI der Unten.nen. RedltskuJtur und 
HemchafUordnun, (800-1800), StulliastlNcw York 1990; dcrt., HuldilUnl und HemcbaftszcremonleJl im 
Zeitalter dca AbtoIutismUl und der AulklIJUo" in: Auf\Jlrunl6 (1992), S. 21-46. 
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dienten, so stand diese während des Eröffnungszeremoniells im Zentrum und erruU­
te ein fundamentales politisches Bedürfnis. Völlig anders hingegen stellt sich der 
Schluss des Landtages dar, der - anders als zum Beispiel im Fürstentum Lippe - über­
haupt nicht zeremonialisiert war, sondern einfach als Teil des Verhandlungsganges er­
scheinl61 Dies mag mit der Aufgabe der Landtagsabschiede seit 1680 zu tun haben, da 
damit die Notwendigkeit entfiel, den von den turstlichen Räten verfassten Abschied ab­
schließend durch die Stände billigen zu lassen. 

3. Inszenieren und Beschließen: Die Interkur/alen Verha~dlungen des iAndtag3 

Bevor die Analyse des Landtags als politischer Institution auf den Verhandlungsgang 
ausgedehnt werden kann, muss ein mögliches Missverständnis ausgeräumt werden. 
Wie oben gezeigt wurde, trägt die solenne Eröffnungssequenz im Wesentlichen zur 
Symbolisierungsleistung bei. Die sich anschließenden Verhandlungen innerhalb der Ku­
rien, zwischen diesen und schließlich mit dem Landesherm zielen hingegen prima/a­
de allein auf die Herbeiführung von Entscheidungen. Man könnte nun geneigt sein, 
die zeremoniellen Akte mit der symbolischen und die Verhandlungen mit der instru­
mentellen Funktion zu identifizieren. Dies wäre jedoch ein Irrtum, denn die Unter­
scheidung zwischen beiden Aspekten ist eine analytische, die sich gerade nicht für 
eine Klassifikation bestimmter Praktiken eignet, und daher ist Wert darauf zu legen, 
dass jegliches Handeln in institutionellen Zusammenhängen beide Aspekte aufweist, 
unabhängig vom postulierten Zweck: Instrumentelles Handeln wirkt auch symbolisch 
und vice versa.62 Dies gilt auch tur die interkurialen Verhandlungen, die sich an die Er­
öffnung anschlossen und die selbstredend die Herbeiführung verbindlicher Entschei­
dungen bezweckten, aber mitlaufend ebenfalls zur Symbolisierungsleistung beitru­
gen.6l 

61 In Lippe war der Schluss analOI zur Eröffnuna aufaebaut: Plenarversammlunl der beiden Stände und der 
fUmlichen Partei, Vertesuns dei l.&ndtagabschiede. durch die R.egieruna, Antwort des I..&ndessyndiJru. und Ib­
schließend ein aemelnsame. Mahl; val. 10hanne. Arndt, Der Iipplscbe I..&ndtaa • Politisch-soziale Pru.iI und 
I)'tIlbolische Kultur Im 18. 1ahrhundert, in: Wcstflllsdie Forschunaen 53 (2003), S. 159-l82, hier S. 176f. 

Q Val. RehberJ, Institutionen alIaymbolische Ordnunaen. S. 64; Werner 1. Patzelt u. ... Institutionelle Macht JC..t. 
teaorien ihrer AnaIyM und ErkIIruna, in: ders. (Ha.), Parl1mente und Ihre Macht, S. 9--46, hier S. 401'.; Geb-
1en, Urmerudl und Spltkultur. S. 18. Und man kann etwi eine instrumentelle Leistuni des EtOffnunpzere­
monlells darin leben. dass es durch leine strikte Normierun, %UI' Verba1tenssichcrheit beittlil ..in typitcben 
Verleaenheltasitultiooen wie bei der EröffnuDJ einer mllndlichen Verhandluna. wo du Ritual du Anfanaen 
erleichtert. bis die Szene .Ieb tclbst trist·; NikJas Luhmann, Leptimation durch Verfahren, Prankfun I .M. 
1983. S. 39. 

Q FÜr ICbr Ihnliche, ,.rccbUich leordnete Verfahren der Entscheidunpfindunl" (Luhmann, Lea;timatlon, S. 11), 
allerdinp in der Modeme, hlt Luhmann in der zitierten Studie eine überuuaende Analyse der Doppclfunt­
Uonalitlt vorlest; val. IU. historitcber Perspektive dazu Michael Sik.or~ ~r Sinn des Verfahrens. ~ziololi­
tche Deutunpanlcbote, In: StoUbcra-Ri1inaer (HI.), Vormodeme politische Verfahren, S. 25·51; dae Nütz­
lichkeit der anaIol zur lllltitutionentheorie vOl1enommenen Untcrschciduna zwilcben Instrumentellen und 
expressiven Variablen stellt heraus: Stollbel1-Rilinaer, Einleltuna. S. U. 
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Bei den Verhandlungen zwischen den drei Kurien ist grundsätzlich zu unterschei­
den zwischen einer Abstimmungsphase und einer Alltragsphase, denn entgegen der An­
nahme der älteren Forschung handelt es sich um ein zweistufiges Verfahren." Bei der 
Abstimmungsphase waren nur die drei Landstände involviert, in der sich anschlie­
ßenden Antragsphase hingegen neben den Ständen auch die fUrstliche Partei, also 
entweder die Geheimen Räte oder ab 1740 die Landtagskommissare. Die erste Phase 
begann innerhalb der drei landständischen Korpora. Hier wurden von den Mitglie­
dern ihre WUnsche, Anregungen und Beschwerden vorgebracht und mittels des Um­
frageverfahrens die Meinung der Korporation in einer "Resolution"6S oder "Conclu­
sumW(,6 genannten Entscheidung verbindlich festgestellt und ausformuJiert.67 Die Re­
solutionen waren im eigentlichen Sinne ,Absichtserklärungen' des jeweiligen lands­
tandes, einen Antrag über ein bestimmtes Thema bei den Vertretern des Fürsten ein­
zureichen, weswegen auch konjunktivische Formulierungen benutzt wurden - z.B . 
.. daß beym hochwürdigen DomkapituJ placidiret seye, daß nochmahls anzutragen wäre, 
daß ein Bauren Recht mögte entworfen werden"." 

Diese Resolutionen wurden dann den anderen Korpora in einer bestimmten Rei­
henfolge zu Gehör gebracht, wobei ,zu Gehör' der falsche Ausdruck ist, denn das ge­
samte Verfahren lief schriftlich ab, d.h. der betreffende Syndikus verfasste die Resolution, 
welche die anderen beiden Syndizi ihren Korpora vortrugen." Wie auch beim Um­
frageverfahren war diese Abfolge ständisch gestuft: Der domkapitularische Syndikus 
informierte immer zuerst den ritterschaftlichen und umgekehrt. Daraufhin befasste 
sich der jeweils andere Vorderstand mit der vorgebrachten Resolution und nahm dazu 
in einer eigenen Resolution Stellung, die an das vorschlagende Korpus repliziert wur-

.. Zura VertlandlllDlSlIJII det Landta,e val. Kuhna, DIe sI1ndische Verfassun,. S. 11.3-116. Die DarsleUun, ist 
in wellen Teilen und bis in einzelne Formulierunaen hinein von Meyet %\I Stieahorst, Die Verbandlunaen, S. 
19·20 abhlnlil. 

" So beilpielswei.e 1719: Jnzwjschen ließe RIe~ereo]dlissi]mum Cap[ilu]lum erinnerun, !huen, _. Sien einer 
Reaolution:tU vereioi,eo"; SIAMS, MSR Nr. 14S Bd. 24, 23.12.11\9, fol. 17v. - 1680: ~ pliebe [dols Domkapi­
tel] bey voriaer resoILllJon"; SIAMS, MSR Nt. 14S Bd. I, 2.10.1680, fol3t. -1782: "hod\lbbliene RiUcrschaft lio­
Ben ._ melden, daß Sic lieh IIcichfllll ,efallen lieBen, daß pro communicatione SatUi extrlordinuiorum Mi­
litiac anaetrqeD ""erdcn mO,te, welche Resolution dem Stldlischen CotpOri ... communlcin ist"; SIAMS, 
UP Nr. 190, 20.1.1782, fol. 13v. ,Resolution' wird jedocb auen /Ur die Antworten dei FDmen auf die land" 
IIndilc:beD Anlrlle benLitzt. dann jedocb Dlmeilt in dcr Formulierun, ,.R.ctoILitionca Emlnentissimi", SIAMS, 
UP Nr. 190, 17.4.1782, fol. 81tY . 

.. Hier. SIAMS, UP Nr. 190, 16.1.1782, fol. Iv; 1719: ,.condUlWlJ were der bochJob[licben] RiUendllft:tU com· 
municireo"; StAMS,ll'P Nt. 92, 21.12.1719, (01. 416t. ,CooclUlUm' ICheInt jedocb nur Im Domkapitel yerweo­
det wordeu :tU lCin. '7 Zum Umfrqnafahrallnnetbalb det lurien vII. lim Neu, ZetemonieUe Verfahren. Zur Funtlionalitil vor­
moderner po!ilitcb-admloilltattYet PtoUlSC IID Beispiel des Landlap Im Füntblllura MOnstet, In: Stefan 
HaalMaB "enaerer (H,.), Im SdlaUCD der MldIl. XDmmuoikatiorWLlltuten In Politik und Verwaltuna 16OQ. 
19so, FrmtfUtla.M. 20CJ1 (im Druck) . 

.. SIAMS, lll' Nt. 190. 24.1.1712. fol. Ilv . 

.. Die auucblieBilcbe Sduiftlidlkcit Abttimmunpphue beleat 1.B. fl1t 1712: .Dan cornmunicirten dieselbe cl­
niae puDCtcA wOl1lbet ._ IlUUtrqcn retolvltel wordcn, und wolten yomehmen ob es nicht dem JÜdttchen 
Corpori aeBlli, ICYD mltanzutrqen, worüber die Delibaralion aullcllcUet"; StadlAMS, AA Abt. XV Nt. 33 
811. 33.10.4.1112. (01. lOY. FUr 1610 und 17J9l1t Iie nldlt mlt Siehertlcil nachzuwdeen. aber we,on der teilweiM 
lChr bobat ~lcXItlt der VerbaDdlLlIIPPLln.tte dLlrcbaus anzunehmeo. 
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de, und zwar immer über die Syndizi, die ruger der gesamten interkorporativen Kom­
munikation, denn nach der Eröffnung tagten die drei Korpora ausschließlich unter 
sich. Erst wenn die beiden Vorderstände eine grundsätzliche Einigung erzielt hatten, 
was durchaus mehrere Runden des Austausches von Resolutionen und Repliken in 
Anspruch nehmen konnte, verfugten sich die vorderständischen Syndizi gemeinsam zum 
Tagungsraum des städtischen Korpus und "communicirten" dessen Syndikus die nun 
vorderständische Resolution.70 Das gemeinsame Auftreten des domkapitularischen 
und ritterschaftlichen ,Geschäftsträgers' gegenüber dem städtischen war eine Kon­
stante des Verhältnisses der Stände untereinander. Es konnte also keine offiziellen Se­
paratverhandlungen zwischen einem Vorderstand und den Städten geben. Das galt 
auch filr die Fälle, in denen "Stadt und Städte"7J aus eigener Initiative eine solche .Ab­
sichtserklärung' abgeben wonten, denn dann beschlossen sie, "es wäre derselben zwey 
mahl abzuschreiben sodan Morgen mit den darin angezogenen Stüken beym hoch­
wlürdigen] Domkapitlel] und der hochlöbl[ichen] Ritterschaft zu praesentiren",71 wel­
che diese dann wieder getrennt berieten, sich abstimmten und gemeinsam den Städ­
ten antworteten. Deutlich ist, dass derartige Resolutionen von allen drei Landständen 
in den Abstimmungsprozess eingebracht werden konnten.73 

Anders gestaltete sich dies jedoch bei der sich anschließenden Antragsphase, so­
fern sich die drei Parteien auf einen Vorschlag, was denn anzutragen sei, einigen konn­
ten. In dieser Phase lag das ,Initiativrecht', d.h. die Berechtigung, den ständischen An­
trag zu formulieren, allein beim DomkapiteJ.14 Die Anträge, die sich von den Resolu­
tionen dadurch unterschieden, dass sie zur Übergabe an die fürstlichen Vertreter be­
stimmt waren und nicht allein dem innerständischen Abstimmungsprozess dienten, wur­
den von den domkapitularischen Bedienten - Syndikus und Sekretär - verfasst und dann 
in den schon erläuterten Schritten den anderen Ständen mitgeteilt: Zuerst der Ritter­
schaft, dann durch beide vorderständischen Syndizi den Städten. Waren die ebenfalls 
einverstanden, und das ist der zweite Unterschied zur Abstimmungsphase, so wurden 
nun alle drei ständischen Syndizi, in diesen Zusammenhängen dann auch 10nse­
quenterweise "oIomini] Syndici Statuum"15 genannt, bei den Geheimräten bzw. der 
Landtagskommission vorstellig, um den schriftlichen Antrag einzureichen. Dort nah­
men sie auch wieder zu dritt die ebenfalls schriftlichen "Resolutiones Eminentissi-

10 ..o[omilni Syndici R(everendiullml Capliru]li el NobliJil[llis) communiclrten ... Anzeige-; SladlAMS, AA 
Abt. xv Nr. 33 Bd. 33, 11..4.1782, fol. 21v. 

71 So eine die VonnadtlJleUun, Münstel1 deutlich macbende Selbstbeuidl!lun, des .tlidti3cben KorpUJ In Stad· 
tAMS, AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 33, 17.1.1782, fol. Iv. 

72 StadtAMS, AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 33, 19.1.1782, fo12r. 
7J Beispiele: Rinel'ldWt 1680: .,han dieselbe zuvordem rommuniClllonem stat(us) lull der pfennigCammeren 

~. desiderir1"; SIAMS,lIP Nr. 79, 30.1.1680, fol. 324r. SlldlO 1782: .ist resolviret die Suplicata der beyden letz· 
tem! DebIt.in vo!1dlreiben des IIldtiadlen Corporis an Ein hocbwilrdiaes Domcapitul und die hochlObQiche) 
RiUerscbaft aelangen zu lassen"; Stac!tAMS, AA Abt. XV Nr. 33 Bd. 33, 18.1.1782, fol. Iv. . 

" IllIOfem hit Kohl (Du Domstift, S. 195) redJl, wenn er schreibt: ,.Bei den Der,run,en lullerte sich du ~pl· 
tel zuerst zu den OeJCnlllnden, expediene die Propositionen und \eilte die ftIrstlidlcn Resolutionen den übri­
,en Landstlnden mit." Allerdinp untel'lCbeidet er wie Kuhna nicht zwilchen den beiden Phasen, und seine 
AUIflihrun,en treffen offensichtlich nur ftIr die Antragspbue zu. 

15 StadlAMS, AA AbI. XV Nr. 33 Bd. 33, 16.4.1782, fol. 2lv. 
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mi«76 an, die dann in der beschriebenen Reihenfolge den Korpora zugänglich gemacht 
wurden. 

Hinzuweisen ist noch auf einen sich in den Akten abzeichnenden Wandel dieses 
typisierten Verfahrens. Diese Veränderung betraf die Frage der Zulässigkeit von An­
trägen, die nicbt von allen drei Landständen unterstützt wurden. Während eines Streits 
zwischen den Vorderständen um die Bewilligung einer ViehschatzuDg 1680 beschied 
das Domkapitel die Ritter, es "instirte also auff guetliche vereinbahrung da sonst dis­
crepantia vota denen Statt und Stätten fUrgebracht werden müßten".77 Die RiUerbUr­
ligen jedoch wollten dies unbedingt verhindern, denn sie wussten um die Befürwor­
tung der Viehschatzung durch die Städte und mussten daher fürchten, dass auf "die 
weise durch beystimmung Statt und Stätten die ml\iora gemacht würden".11 Der Land­
tag drohte an diesem Problem zu scheitern, was deutlich macht, wie sehr solche An­
träge als unstatthaft empfunden wurden, zumal es bei diesem Landtag nur einen ein­
zigen Antrag gab.79 

Mit der erheblichen Zunahme der Landtagsdauer und der Ausweitung der behan­
delten Themengebiete seit den 1680er Jahren jedoch änderte sich diese Situation er­
heblich, denn nun woUten die Stände auch mit ihren korporativen Partikularinteres­
sen in Form von Anträgen an den Fürsten herantreten - Interessen, die für die ande­
ren Stände oftmals nicht relevant waren. So plante die Ritterschaft 1720 die "Belegung 
deren 610 Rfeichstalern] bey der PfenningCammer ex fundo Communi Nobilitatis",10 
und dementsprechend trug nur der ritterschaftllche Syndikus bei den fürstlichen Rä­
ten "einen Antrag Nornine Nobilitatis ... in p[unc)to Anwerbung Capitalium"il vor. 
Erst zwei Tage später informierte er seinen domkapitularischen Kollegen tiber diesen 
Antrag, worauf die Domherren sich durchaus verstimmt zeigten, schließlich "hette 
sich wohl geziemet erst vorhero, alß Solche angetragen worden mit dem hochw[ücdigen1 
ThumbCapitull zu concertiren".82 

Aus dieser Episode wird deutlich, dass es schon im ersten Viertel des 18. Jahrhun­
derts durchaus Ublicb war, Anträge auch nur im Namen der Vorderstände oder sogar 
nur eines Landstandes einzubringen, obwohl immer noch die Erwartung bestand, 
über solche Anträge wenigstens vorher informiert zu werden. Auf dem letzten unter­
sucbten Landtag hingegen begegnet man relativ häufig der Situation, dass die Städte 

,. SlAMS,lIP Nr. 190, 17.4.1782, fot 88v. 
17 SIAMS, MSR Nr. 14S Bd. 1,3.10.1680, fot Sv. 
,. Ebd., 4.l0.168O, fot. 6r • 
." Obwohl du Domkapitel schon 1680 ohne die Mi15linde zumindest Informationen von den Riten vertaner 

baue, deM ,.Herr .yndic:[ut) Dr. Heerde rec.ommendirte apart nahmen. dei ThumbCapitul1l wegen dei 
D{oao!ria HmlItII, und Im nJdIIten Tige endtüc:b würde I)'IIdico Rlcverendissi)mi Cap[iru)Ji apan. referirt, wu 
in dl_ SAdle ,eac:bebcn tel-; SlAMS,lIP Nr. 79. IJ9.l0.168O, fol. 332,..v . 

• SIAMS. MSR NL 14S Bd. 24. IUno, fol31v. Die Korporation wollte beltimmten Privatpeoonen, die der Pfen­
niJiammer jihrüdl zu ~ "erziDste Darlehen ,ewährt hatten, ihr eingelCtzteI Kapitel zul1lckzahlen und da­
mit die Darlehen aufbWen, um 10 in den Genuu der Zinsen zu kommen. 

11 SIAMS, MSR NL 14S Bd. 24, 1.1.1720, fol. 41r. Dem Anlnll wurde "on ftlntlldJer Seite zwar entsprodJen, 
aber die aumUOtcoden Kapitalien wwden ,elndcn; val. du ftlntllche PIacet llIf dielem Aaltll in SIAMS, 
MSR Ne. 145 Bd. 24, 1.1.1720, fol4lr. 

a Ebc! .. 1O.1l72O, fol. 43". 
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einem von beiden Vorderständen vorgeschlagenen Antrag ihre Zustimmung verwei­
gerten und in diesen Fallen der städtische Syndikus der Antragsstellung einfach fern­
blieb.tl Auch die Landtagskommissare sprachen wie selbstverständlich von "Land- und 
respective vorderständischen Anträge[n)".14 

Ausgehend von dieser zeitgenössischen Unterscheidung zwischen Anträgen, die 
dem gesamten Landtag, und solchen, die nur einem oder zwei einzelnen Landständen 
zugerechnet wurden, lässt sich zeigen, auf welche Weise die interkurialen Verhand­
lungen beide politischen Funktionen erfüllten. Da die spezifisch ,politische' Qualität 
von Institutionen darin begründet liegt, dass diese nicht nur sich selbst symbolisieren 
und für sich selbst entscheiden, sondern auch das umfassende Gemeinwesen symbo­
lisieren und rur dieses entscheiden," muss es formalisierte Praktiken gegeben haben, 
die diese Landesrepräsentation ,herstellten' und von deren Einhaltung die Zeitge­
nossen die Zurechnung an das ,Land' abhängig machen konnten.16 

Dafllr stand mit den oben geschilderten interkurialen Verhandlungsformen ein Ver­
fahren zur Verfügung, dessen Analyse deutlich macht, wie sehr instrumentelles Ent­
scheiden und symbolische Landesrepräsentation in der Praxis miteinander verschränkt 
waren. Es handelt sich dabei um eine Art ,EntScheidungsfindung durch kumulative 
Repräsentation' des Landes. Damit ist gemeint, dass die Anträge, die als ,landstän­
disch' und daher dem ganzen Land zurechenbar gelten soUten, von allen drei ständi­
schen Syndizi gemeinsam angetragen werden mussten, wobei sich diese Dreizahl aller­
dings während der Antragsphase erst nach und nach aufbauen musste: Zuerst konzi­
pierte der domkapitularische Syndikus alleine den Antrag, dann kam nach Verhand­
lungen sein ritterschaftlicher Kollege dazu; zu zweit informierten sie den städtischen 
Syndikus, und erst nach der städtischen Zustimmung traten sie zu dritt den fürstlichen 
Räten gegenüber. Die Anwesenheit aller drei Syndizi wurde somit zum entscheiden­
den Kennzeichen für die Vertretung des Landes als politischer Einheit, denn fehlten 
einer oder zwei Geschäftsträger, so wurde der Antrag von den Räten nicht als ,lands­
tändisch' eingestuft.87 Das Verfahren der Antragsphase führte daher - wie vorgesehen 
- verbindliche Entscheidungen herbei. Es tat dies in einer Form, in der die Landstän­
de die hierarchische Ordnung des Fürstbistum Münster wirksam verkörperten und 
vergegenwärtigten. Der instrumentelle und der symbolische Aspekt fielen in der Ein­
stimmigkeit und gleichzeitigen Präsenz aller drei Syndizi gleichsam zusammen: Die Ein-

U Du sin, IOweil, duI die drei Syndtzl zusammen einen Antrq vorbrachlen und danD der Il.IdlisdJe Syndikus 
abtrat: will der erste Antrq der Landtap c:ommisslon per D[omi)noa Syndic:os, und der zweile absente Syn­
dic:o Civilatil der selben anaetragen-; SIAMS, LTP Nr. 190, 22J.J782, fol. Mr. 

14 SIAMS, UP Nr. 191,25.4.1782, fol. 223., . 
., Und rwAr im Modua der Idenlilltlreprbentalioo, bei weläJer der repriscntienen GCI&IIllhe11 (Land, Unler­

tanen) keine 1I'0ßere Jlcchtlmad!l zukommI a1. der reprbenlierenden Gruppe (Landnlnde); val. dazu Ha. 
10 Hofmann, Der 1Jlllmilteiallerliche RcdJubeari1J' der ReprisentatioD In Reich und KJrthe, in: Hedda Ra­
,out.y (H,.), HOli5che Repräsentation. Du ZeremonleU und die Zeichen, TUbinaen 1990, S. 17-42 und SloU· 
ber,·RiIin,er, VonnUnder, S. 77·110 . 

.. V,I. zur Zurcdlnunptiktion aIJ Kern dei Reprllentatiolllproblellll: Edmund S. MoClaD, Gouvemmenl by 
FK:tioD. The Ide. of Repmenutioo, in: The Yale Review 72 (1983), S. 321·339. 

~ Und ein IOlcber Anlr .. wurde zudem noc:h mit einer höheren Wahnc:heinlicbkeit "om Flinten ab,elehol. 
Vii. Kuhna, Die lIIndildle VerfUluDl. S. IL 
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stimmigkeit war zugleich das Mittel der Entscheidungsfindung und das Symbol der 
Landeseinheit.lII Das Erfordernis der Einstimmigkeit bedeutete zwar eine gewisse Ein­
schränkung des Entscheidungsfindungsprozesses, wäre doch eine Mehrheitsentschei­
dung auch theoretisch möglich gewesen, aber sie war für die Symbolisierungsleistung 
unabdingbar. In der vorgeschalteten Abstimmungsphase hingegen lag der Schwer­
punkt auf der instrumentellen Dimension, denn in dieser war die strikte Ausrichtung 
des Verhandlungsgangs an der Rangfolge der Stände gelockert, und es konnten inner­
halb des mehrfach möglichen Resolutionsaustausches auch Positionen verhandelt und 
sogar in Grenzen Dissens artilruliert werden, was einer Entscheidungsfindung zu Gute 
kam. 

4. Haushaltspläne und Landstandschqft: 
Indizien zur Gewichtung lIon Entscheidungs- und Symbo/lsierungslelstungen des Landtags 

Die hier vorgelegte Interpretation des Landtags ist bis jetzt anband seiner institutio­
nellen Binnenstruktur, des Zeremoniells und der Verhandlungen, entwickelt worden, 
d.h. losgelöst von seiner politisch-sozialen Umwelt. Eine solche Vorgehensweise kann 
zwar die institutionelle Funktionalität und Rationalität des Landtags schlüssig her­
ausarbeiten und plausibel machen, aber die Thematisierung der wechselseitigen Be­
ziehungen zwischen der Instirution und der umfassenden Gesellschaftsordnung bleibt 
notwendig. Erst die Einbeziehung der Interessen der Akteure und der ökonomischen, 
kulturellen und sozialen Strukturen, in die die Institution einbezogen war, erhärtet 
die Analyse und macht sie von einer möglichen zu einer wahrscheinlichen.S9 Diese 
Rekontextualisierung kann hier nur ansatzweise geleistet werden: Am ersten Beispiel, 
der Praxis der Steuerbewilligung, zeigt sich der Einfluss eines gesamtgeseUschafUichen 
Phänomens - des ,usualen Geltungsdenkens' - auf die Institution, der zu einer Reia­
tivierung der Entscheidungsleistung des Landtags Anlass gibt.'" Das zweite Beispiel ver­
deutlicht in umgekehrter Richtung die Wirkung der durch die Landtage etablierten 
und inszenierten Kategorisierung ,Landstandschaft' auf die politisch-soziale Ordnung 
des FÜfStbiswrns und unterstreicht damit die Bedeutung der Symbolisierungsleistung. 

Die Lektüre der LandtagsprotokoUe deutet auf eine Entwicklung hin, in der eine ur­
sprünglich bestehende ständische Entscheidungsfreiheit bezüglich bestimmter The­
menkomplexe immer weiter eingeschränkt wurde und an deren Ende über diese nicht 
mehr diskutiert oder abgestimmt wurde. Es handelte sich bei den Materien, die den 
Korpora immer mehr nur ,Zur Kenntnisnahme' und Abschrift eingereicht wurden, 

• Zur EiDstiIlUIliJkeit "&I. Y"eI M.-J. CoD&II. Quod omou tan&it. ab omnibUl tractart ot approbui debet (19S8). 
In: Heinz lWlä (H,.). Die ,e«ilichtlimen GlUndllicn der modemen Volu...enretuna. Die Entwic:iJu"- von 
den mittelalterlichen Korporationen tll den modemen Par!&mcnten. Bd. 1. Damutadt 1980, S. IlSoI.82 . 

.. VaL Wemer P~itaa. Du PUntblltum MLlnstet in dor zweiten Hälfte dea 11. Jahmundorta. HatldJunl5(elder 
KalbolisdK:r AutklIruna. in' BllUet Cur deul$dle Landu,etdlidlte lJ91140 (2004). S. 27 ...... hier S. 27(~ der Am 

Bei~piel MÜIlJtcn die Vert>iodun, ,uuk.lut- und ulwrJOrleotiencr hiltoriJcbe.r Zua1nae stlUlert. 
to V&I.. 1bomu Simon, Gelwna. Der We. voo der Gewohnlletl zur Positivhl! dea Recht .. in: Rec:h",eadllcbte 

7 (2005). $. 100. W. 



lnnenieren und Besebließen 277 

größtenteils um Punkte, die das Finanzwesen betrafen, wie die Proposition und ins­
besondere die verschiedenen .Haushaltspläne'.91 Diese Entwicklung sei hier am Beispiel 
des Landtagsstatus nachvollzogen. 1680 konzentrierte sich der gesamte Landtag auf 
die Aushandlung des Landtagsstatus und die zu dessen Finanzierung notwendigen 
Steuern bzw. der entsprechenden Modalitäten: Das Domkapitel schlug vor, es "weh­
re monatlich eine halbe ordinari Kirspelschatzung so dan einmal in dißem halben Jahr 
... eine Vieheschatzung beyzubringen",92 wogegen sich clie Ritterbürtigen, clie eine sol­
che Viehschatzung am härtesten belastete, vehement zu Wehr setzten und ..zu dem endt 
3 quartal Kirspelschatzung"93 in Vorschlag brachten. Diese Verhandlungen zogen sich 
noch über Tage hin, wobei deutlich wird, dass das Finanzwesen im letzten Viertel des 
17. Jahrhunderts tatsächlich unter ständischer Kontrolle war; sowohl der Haushalts­
ansatz wie auch die Aufbringungsmodalitäten wurden kontrovers diskutiert. 

Ziemlich genau vierzig Jahre später vermerkte der domkapitularische Sekretär zum 
Landtagsstatus nur mehr lakonisch, es sei "verlesen ohnvorgreifllicher status, wie der­
selbe a Januario biß xbrem 1720. beyde einschließlich ein zurichten".94 Die Aufbrin­
gungsmodalitäten, nämlich die Ausschreibung von zwölf Monatsschatzungen, wur­
den überhaupt nicht mehr thematisiert. und auch in Bezug auf die Ausgaben erschei­
nen nur Details der Militärausgabenkontrovers gewesen zu sein.~ 

Am Ende dieser zunehmenden Einschränkung der ständischen Entscheidungsfrei­
heit in Finanzsachen stand der Landtag von 1782. Vergleicht man den hier aufgestell­
ten Landtagsstatus mit denen aus den Jahren 1781 und 1783, so stellt man fest, dass die 
Eion.ahmen in allen drei Fällen hauptsächlich aus den schaD seit dem frühen 18. Jahr­
hundert stets bewilligten zwölf Monatsschatzungcn bestanden. Aber auch im Hinblick 
auf die Ausgaben scheint der Entscheidungsspielraum der Landstände stärker einge­
schränkt, denn in allen drei Jahren ging der Vorschlag des Fürsten über die Höhe der 
Militärausgaben ohne Diskussion durch und auch das monatliche Subsidium an den 
Fürsten betrug immer, ebenfalls wie schon 1719,2.000 Reichstaler, wobei zu beden­
ken ist, dass sich die Militärausgaben und das Subsidium auf etwa die Hälfte der ge­
samten Landesausgaben summierten . 

• 1 Es handelt .ich dann flll immer um ihnIiebe FormulieNo,en wie etwa t1\9: "Jeindt cfie ,cstrl,en tqel von 
den ,ebeimbtcn Rahten communiclne 1IaIu. Camerae proYinciaIIJ verleRn, CI( .tatu. mihtiae"; StAMS. UP 
Nr.92, 19.12.1719, (01. 409'1. Diner EotwickJun, unter1a,en: Die Proposition, der Landuasstatus, der Pfen­
n.,ummeßtaIUl, der MilitlnWu., der außerordentliche Milillr.talUl, der Status der au8erordentlieben Au .. 
pbeD. 

n StAMs, UP Nr. 79, 1.10.1680, fol. 326r. Zuvor war 1Ch0n der Vel1Ueb seecbcllert, die Kosten ItIr du Milillr von 
17.000.uf 16.000 R.eiebll&ler monaUleb zu cIrlicltell (ebd, fol. 32Sr) . 

., StAMS, MSR Nr. 145 Bd. 1. 2.10.1680, fol. 3v • 

... StAMS,lIP Nr. 91, 27.12.1719. foi. 416v. Aueb das ritter.di.nhcfle Protokoll noUen lUr denselben Tl,: Jler­
nadlen wurde in pleno vorlCSOQ lIIIa Rjevem}d!issi]rno CaRilUJo ohn~orp-edTlieb 1CIJ'ICh\er E!n!WU11!" des Land· 
t&p Statlll. Meowe Januarlo .. e,en ad Xbrwn 1720 ... darinnen zu wilh,en w.re 12 Schatzuf\ICD und ein EIn 
acfIten thelll, melne Hlcrren) haben Sieb zu fordem des Voncbla& alßo milaefallen !adlen"; StAMS, MSIl Nr. 
145 Bd. 24,2912.1719, fol. 2Ir·v . 

., Ea JIDI um die HOlle uod AuauhlunJlmodalititen de. Brot,eldel tIIr die InfanteriAen, val. die letz1lieb po 
fundene EiniaUo, ill'llIlndiKben Anuaa vom 31. Doumbor 1719 (StAMS, MSIl Nr. 14S Bd. 24, fol. 2Sr). Zu 
dea venduodencn Scbat.wn,sI"ormen v,1. K&/1·Hemz Kircbholf, Die IaodIIlndllcben Scbatzunam des SIII\s 
MUDIIer im 16. Jahrhundert., in. Westrullcbe Foncbu.n 14 (1961), S. IJ7.J)). 
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Im Hinblick auf diese Entwicklung des ständischen Steuerbewilligungsrechts muss 
man das gewohnheitsrechtliche Prinzip Jus ex/acto oritur96 heranziehen: Auch wenn 
die Stände nicht müde wurden, immer wieder die Freiwilligkeit der Steuerleistungen 
zu betonen und insbesondere die Bewilligung des Subsidiums nur "Citra praejudi­
cium et Consequentiam"97 vornehmen zu wollen, so wird aus der Übersicht der Land­
tagsstatus doch deutlich, dass diese Leistungen gegen Ende des 18. Jahrhunderts durch 
ihre Regelmäßigkeit den behaupteten Charakter der Freiwilligkeit längst verloren hat­
ten." Diese gewohnheitsrechtliche Verfestigung verkennt, wer - von den verwendeten 
Freiwilligkeitsformeln ausgehend - meint, "daß der Eindruck einer Leistungspflicht 
der Stände nicht entstehen koonte".99 Es ist also festzuhalten, dass der gesamte Kom­
plex der ständischen Steuerbewilligung im Untersuchungszeitraum mehr und mehr 
aus dem Bereich der tatsächlich verhandelbaren Materien ausschied und in den Kor­
pora nur mehr ,abgenickt' wurde. Die im Landtagsverfahren des FÜTStbistums Mün­
ster institutionalisierten Entscheidungskompetenzen wurden also seit dem späten 17. 
Jahrhundert durch den Einfluss gewohnheitsrechtlicher Vorstellungen massiv einge­
schränkt, denn durch die regelmäßige Bewilligung hatten sich die Ausschreibung von 
zwölf Monatsscbatzungen und die Höhe der zentralen Ausgabeposten rur Subsidium 
und Militärwesen zu gewohnheitsrechtlichen Ansprüchen zugunsten des Fürsten ver­
festigt. auch wenn die Landstände an einer ,Freiwilligkeitsftktion' festhielten. 

Das zweite Beispiel liefert der schon zitierte Clemens August Maria Freiherr von }(er­

kerink., auf geschworenes Mitglied der münsterschen Rinerschaft und Verfasser der 
Denkschrift von 1780.100 Er wurde ein Jahr nach deren Abfassung "vom Officialat ge­
richt citirt. um in einer gewißen Sache Zeugenschaft abzulegen".1°1 Vor seiner Aussa­
ge sollte er einen Eid ablegen, wozu es jedoch nicht kam, da "selbes Gericht bey 

" ,.R.ed!t JCht aus TatsadleD hervor"' (Dellef Liebt, La1einlsdle R.cchllteaelo und R.ccht.sprichwOnor, S. AulI .. 
MÜI1dIea. 1991, S. lOS, der die FormuJie.l\llll auf Bartolua yon SlDOfclJato zurüclfllhn); Yal. auch Simon, 
GellUn,J, S. 114. . 

" SIAMS, MSJt Nt. 145 Bd. 24, 31.12.1119, fol. 2Sr .• 1680: .dallUbIldium cbarltativum S[eincIr bodlfltlrsUidtenl 
llaaldleln webte de.l ThwnbCapüull. meinuna DAeb aueb anietzo wiewoU c:iua praeiudicium .t. eonsequen­
tlam zu pladtirco"; SIAMS, Ll1' Nr. 79, 30.8.1680. fol. 32.4r.· 1782: .pro aubtidJo EmlDeDtilllm.1 ciua placJu­
diciulJI"; StadtAMS, AA Abt. XV l'r. 33 84. 33, Laodtap Statua pro 1m., 10 der ulI,Ce06l1isc:beo ZJhIulII 
dea ProlOkoUs AMaI:l& Nr. S9. 

.. So lWdI HanJctlmIdl, Da I'. Jahrbundert, S. 625, der fclt5lCUt: .,Nebeo der obliplOriIcben Genehm/JUna fllr 
da LaodCllllIUllr w., daI freiwWl& von den StJ.oden delJl PIl"tco wacbflli&te IUb.idiwn !Ur andere, !liebt­
milIllriIdIe Aulpbeo JCwobnbciwecb11idlllbliebacwordcn, kOlll1te Ibo kAum ycrwel&ert werden." 

" ludolfVICItIauI, Die l..andU.Dde in Nordwel&deulldllaDcllm lPIIeren 11. JaIutwndeIt, in: Gemard (H,.), SIlD­
d~ Veruetunaeo. 5.72-93, bier S .... 

• Et1er. Die DcnbdJnft. 
.. Pro M-w, StAMS,IIP Sr. J9Q, fol. 172r. 0 ... e.l1idI1/J!'I OemCIII AuJUll bandeIt, UIJCD folJCnde J.o. 

4WetI: 0.. Procokoll cSn [)omk.apatellllOClCrt ein J'ro Memorla dea HjermJ '00 l.ertcnn.k lUI 80,.- (tIP 
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Schworung des Aides die Ablegung des Degens forderte", Kerkerink sich diesem An­
suchen aber verweigerte und nicht zum Eid zugelassen wurde. UIZ Den weiteren Verlauf 
des Gerichtstermins schildert der Freiherr folgendermaßen: ,.Ich erbothe mich noch­
mals zum Aide, da aber derselbe ihn nicht zulaßen wollte, habe ich, um auch nicht 
halstärrig zu bezeugen, und das Recht nicht aufzuhalten, meine deposition, und alles 
was mir von der Sache bewußt, schriftlich aufgesetzt, und in actu übergeben, auch 
mich erbothen, solches allemal aidtlich zu bestättigen."I03 

Für Kerkerink war dieser Vorgang damit abgeschlossen. schließlich hatte er seine Aus­
sage zumindest schriftlich eingereicht und angeboten, diese zu beeiden, allerdings 
ohne Ablegung des Degens. Der Offizial jedoch übersandte Kerkerink einen "Befehl 
... zur Ablegung aidtlicher Kundschaft in Zeit von 8 Tagen" und zwar unter Ablegung 
des Degens und "bey Strafe schärferer Prozessen" im Falle der erneuten Weigerung,l04 
Daraufhin richtete Kerkerink eine Supplik an den Landesherrn, Maxirnilian Friedrich, 
mit der Bitte, "daß höchstdieselbe dem Offizial g[nädi]gst zu befehlen geruhen wollen, 
dieserhalb nichts weiter Praejudicirliches wider mich zu verhängen, sonderen meinem 
Stand gemäß mich mit angehengtem Degen zum Aid zuzulassen",1~ Diesem Gesuch 
entsprach der Kurfürst auch, allerdings erst nachdem er "über das bisherige Herbrin­
gen und den Gerichts-Gebrauch den hiesigen Geheimen Rath, Hofrath, Geist- und 
Weltliches Hofgericht in ihren Berichten vemommen"l06 hatte. Aber obwohl sich da­
mit der Freiherr mit seinem erhobenen Anspruch gegenüber dem Offizialatsgericht 
durchgesetzt hatte, unternahm er weitere Schritte. So reichte er während des Land-

Nr. 190,20.2.1782, fol. 33 v), das Pro Memoria selbst ist unterzeichnet mit "Freyherr von Kerkerink zu Stroh­
(Pro Memori .. fol. 172 r). 1785 aber waren nur zwei TrIger des Namens Kerkerink zur Ritterschaft aurge­
schworen: .Clemens August Freyherr von K.eri.erinlt, von Strohe, Amts Vechte, 1764 den 24ten Januar" und 
,.JolwJn Franz Joseph Freyherr von Kerkerinlt, vom Hause Supel, Amts Horstmar, In6 den 26ten Jan.­
(Hof- und Adreß-Calender auf das Jahr ... 178S, S. 48, SO). Da also Johann Franz Angehöriger der Linie von 
K.erlterini. zu SlIpel war (vgl. auch Keinemann, Das Domkapitel, S. 320), kann nur Oemens August lemeint 
leiD, denn rur ihn stimmt sowohl sein Aufschwörungsgut Strohe als auch die Linie Kerkerini. von BOII mit 
den Anpben des Proto1r.oU, Uberein. Es kommt aucb kein weiterer Angehöriger der linie zur BOII in fra­
ge, der zur Zeit der Abrassunl des Pro Memoria Doch gelebt bille, aber bei der Abrassunl des Hofkalenders 
schon verstorben und mlthln aus der Ritterliste gestrichen worden wlre, denn auf jedes landt.agsllihlge Out 
konnte nur ein Ritter aufgeschworen werden, und damit war Strohe seit 1764 .belegt', 

102 Zum Eid und dessen SteUenwert in der Vormodcme vgl. Paolo Prad!, Das Sakrament der Herrschaft. Der 
politische Eid In der Verfassungsgeschlcbte des Okzldents, Berlin 1997; Andre Holensteln, Seelenheil und 
Untettanenptlidlt. Zur ,esel1schalUlchcn Funlction und lheoretlilCheD Begründung des Eides in der sCIndlsdlen 
Gese1l5chaft, in: i>l:ter Blickle (Hg.), Der Fluch und der Eid. Die metaphysische Begrl!ndunllesellsclJ.a.ft. 
liehen Zusammenlebens und politischer Ordnung In der st.indiscllen Oesells<:lJ.aft, Berlin 1993, S. 11-63. 

103 Copia cScr an S[ein)e Kurrursti[iche] Gnaden un!terllhlinlJgst abgeschiclcten bittschrift, SIAMS. UP Nr. 190, 
fol. 172v. 

11M Ebd., fol. 172r. 
lOS Ebd., fol. 174r-v. Vgl. Maren Blec.bnann. Suppliken zu Ranponßikten an den Herzel von Braunschwell­

Wolfenbüllel im 17. und 18. Jahrhundert., in: Cecilla NubolalAndreu WürBler (HI.), Formen der politischen 
a;ommunl1r.ation in Europa vom IS. bis 11. Jahrhundert. Bitten, Besdlwcrden, Briefe, Bolosna 2004, S. 9S· 
1lS. 

1116 llesoIution auf de1l Vorderslindische1l Antrq vom 26ten Rbruarius 1782, SIAMS,UP Nr. 190, rol. 266r. 
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tags im Februar des folgenden Jahres bei der Ritterschaft ein "Pro Memoria· ein. In 
diesem schilderte er den Vorfall sowie die landesherrliche Resolution und beantragte, 
im Namen der Ritterschaft "S[ein]e KurfLirst1[iche] Gnaden unterthänigst zu bitten, 
denen auf geschworenen Herren Mitgliederen das Vorrecht g[nädi]gst zu ertheilen, bey 
"allen Dicasterien Aide mit Beybehaltung des Degens ablegen zu können, und darüber 
die g1nädi}gste Befehle ergehen zu laßen".I07 Kerkerink gab sich also nicht mit einer Ein­
zelfallregelung seitens des Fürsten zufrieden, sondern wollte mit Hilfe der landstän­
diselten Institutionen eine generelle Richtlinie erwirken. Die Ritterschaft entschied 

"zugunsten seines Antrages und leitete die Resolution darüber mit dem ,.Pro Memo­
ria", wie es dem Verfahren entsprach, zuerst an das Domkapitel und dann an die Städ­
te weiter. 

Letztere schlossen sich, ohne ihre Ablehnung zu begründen, dem Antrag nieltt an 
(man wird das Interesse der bÜIgerlielten Städtevertreter an der Erteilung eines solchen 
Vorrechtes wohl gering einschätzen müssen).I01 Das Domkapitel hingegen trat nach 
kontroverser Diskussion und durch Mehrheitsentscheid dem Verlangen der Ritter 
bei.109 Allerdings drang das Konklusurn der Domherren darauf, "daß der Antrag so 
abzufaßen seye, daß man es weder genau wie ein Red:tt forderte, noch auelt das habende 
Recht nachgäbe".IIO Der Passus richtete sich gegen die Formulierung im Antrag Ker­
kerinks, in der von einer Erteilung eines Vorrechts auf "Tragung" des Degens gespro­
elten wurde. Das aber konnte nieltt im Interesse der Ritter liegen, denn damit hätten 
sie ja indirekt zugegeben, dass sie dieses Recht vorher nicht besaßen - daher die ge­
wollt unklare Formulierung, die trotzdem das verfolgte Anliegen deutlielt zum Ausdruck 
brachte: Einerseits wollte man die landesherrliche Bestätigung dieses Privilegs erwir­
ken, ohne aber andererseits den Eindruck zu erwecken, es handele sielt um eine Neu­
verleihung eines Rechts allein aus fUrstlicher Gnade. Die Modifikation wurde einhel­
lig angenommen, und so spricht auch der vorderständische Antrag vom 26. Februar nicht 
mehr von einer Verleihung, sondern erbittet, "daß kUnftighin bey etwa vorfallenden fäl­
len und abzustattenden Eiden die Commissaril, oder Richter die ablegung der Degen 
höchstdero Landtagsfabigen. und wircklich aufgeschworenen Cavalieren Dieltt zumu­
then solten".llI In der etwa drei Wochen später eintreffenden kurftirstlielten Entschei­
dung wurde dem Antrag zwar im Wesentlichen entsprochen, aber mit Differenzie­
rungen wie etwa: "daß wann adelichen Stands-Personen bey den Dicasterien in Eyd und 
Pflichten genommen worden. solches nach verscltiedenen angeführten Beyspieie ohne 
Ablegung des Degens geschehen sey, wobey denn auelt Seine KuhrfLirstlicben Gnaden 
in zukunft es bewenden ließen. Wenn aber dieselbe in privat Sachen von den Gerich­
ten persönlich Erde hätten ablegen müssen, solches jederzeit mit Ablegung des De­
Jens gescbehen".112 

lf7 Pro McIllOria, fol. 112c. 
.. .s~ Corp", lie1le melden. daß Sie hieran Wneu 1bcU lIIhmcoM

; StAMS, U'P Nt. 190,241.1712. fol. 
44r . 

.. VII- SL\MS.lll' Ne. 190,201.1712, fol. J3y.}4y . 
•• Ebd.. 
111 ~ D(omillJ) Swuum _ 26ttn fcblruarJ 1711 StAMS. lll' NI. 190. fol. 114y. 
10 IlePuIaOa aufdca Yorckn&lDdilctln Amt., vom 261ca FcbtU&riul17l2. StAMs. U'P Nt. 190, M l66f. 
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Mit dieser zweiten, diesmal jedoch generellen Entscheidung Max Friedrichs ende­
te der Konflikt. Kämpfe um Ranganspruche im weitesten Sinne waren in der stän­
disch organisierten Gesellschaft notorisch, denn grundsätzlich waren alle den Rang 
sichtbar symbolisierenden ,äußeren Zeichen' justitiable Anspruche und keine Frage 
der jeweils persönlichen Höflich- oder Eitelkeit im modemen Sinne, sie gehörten zum 
Normenbereich des Justum, nicht des Decorum.1u Da prinzipiell jeder Gegenstand mit 
symbolischer Bedeutung ,aufgeladen' werden und somit als Rangzeichen dienen konn­
te, konnte man sich auch grundsätzlich in jeder gesellschaftlichen Schicht um jedes 
dieser bedeutsamen äußeren Zeichen streiten, von der bäuerlichen Teilnahme an lands­
tändischen Unterschriftensammlungen, über den Sitzplatz in der städtischen Kirche und 
bei der a1cademischen Promotion, eben bis hin zur Ablegung des Degens bei Eiden 
durch Adelige. lle . 

Der Anlass des Konflikts ist daher nicht weiter bemerkenswert, die in den ver­
schiedenen Phasen der Auseinandersetzung vorgebrachten Begründungen für dieses 
beanspruchte Privileg hingegen schon. Schon in seinem ,.pro Memoria" führte Ker­
kerink das zentrale Argument in der gesamten weiteren Debatte an: Er verweigerte die 
Ablegung des Degens, da er "davor hielte, daß die Qualität eines Landstandes vom 
Ritterstand [= ihn1 zur Tragung deßselben berechtigte"}1.5 Dieser Rekurs aufVorrech­
te, die aus der Landstandschaft erwuchsen, blieb in allen offiziellen Äußerungen von 
ständischer Seite (,,Pro Memoria", Bittschrift, vorderständischer Antrag) wie auch in den 
innerständischen Beratungen der fundamentale Bezugspunkt, wohlgemerkt: der Bezug 
auf die Landstandschan, nicht die adelige Qualität}16 Dieses Argument wird immer 
wieder vorgebracht: Die Supplik des Freiherrn von Kerkerink bezeichnete das Tragen 
der Degens als "ein wesentliches, und nothwendiges Ehrenzeichen, wozu Sie ihre Ge­
burth berrechtiget, und verpflichtet, da der Ritterstand eigentlich derjenige ist, dem 
die Besdlützung des Vaterlandes obliget".I!7 Der Domherr von Ffustenberg war der g1ei-

113 Zur Unlersc:beiduna von JIUtll.1fI, HOllutII.", und DtCCfll'" v&l MlIol Vec. Juristische Nonnen des Anstands. 
Zur AusdrlferenziClUlll und KoovelJen% von Rcdlt und Sille bei Christian Tboawlus,ln: Reiner Sdlulze (Ha.). 
Rechtssymbolik und WertevennitUunc, Berlin 2004, S. 69-100; val. auch Barbara SlOlibelJ·Rilin&er.1Un1 "or 
Gericht. Zur Verroc:bUichuni sozialer Ranaionflikte in der ftUhen Neuzeit, in: Zeitschrift fUr Historische For-
schunl 21 (2001). S. 38S-4lS. . 

114 Val. Davld M. Luebte. Symbolische Konstruktion politisc:ber R.eprlJenla!ion im Ilndlichen O!tfriesla.od 1719-
1727. in: Westruiscbe Forschulllen 53 (2003), S. 183-213; Thomu WeUer, Theatrum Praecedentiae. Zeremo­
nieller IUnI und aesellschatUiche Onlnuna in der frtlhneuzeiUichen Sladt: LeipzillSOO-1M:>, Darmstadt 2006; 
Marian PUnel. Gelebr1enkultur aIJ I)'mbolitche Praxis. 1Una. Ritual und Konflikt an der Univenitil der Pril­
hen Neuzeit, Darmsladt 2006. 

115 Pro Memona. fol. 172r. 
116 Welche Gruppen im Hochstift auch keineswea:. zur Deduna kamen: ZWIr wlreo aIIo Rlllend:lafumilalieder 

adelia. aber unter diCKr Gruppe dca Slil\udcIJ existierten ooc:b vel'lChiedene andere Gruppen, deren Anlo­
bOn,e zwar adel1J, aber weder Jandtap- noc:b I1.it\sfäbil wlren. Dazu lehOrtell yor allem dIejenl,en Ade" 
familien, die wClen anfechtbarer Ahnenreihen entweder nie der RlneTlCha/\ anleh6rten (z.B. die von Her­
din,) oder spiler aUi ihr ausscbicden (z.B. dIe \"on Jtaesfeld). und der ,Boamtenade!' (z B. die von W"ulI,cn). 
Val. HeinZ aeu, WCltflhscher Adel 177G-1860. Vom HerndlalUltand zur reJionalen E1i1 .. GOttinaen Im, 
S.46. 

111 Copia der an Sjein)e IWrlilnlllic:tlel Gnaden unlter)lhllni)pc abseIchldtoa blUldlnft. fol. 114r. Hlnzu kommt, 
d ... ,.dicae Siebe. 10 nUf cm Vorroc:bte der RirleDCbat\, und teine R.echllacha betnft"; cbd., fol. I73r. 
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ehen Meinung, "indem die Tragung des Degens bey der Ritterschaft eine Standes dis­
tinction seye, welche nicht allein ihren Stand, sonderen auch ihre Pflicht gegen den Staat 
cara1cterisirte".ll1 Beide Ausführungen kehrten im vorderständischen Antrag wieder"" 

Mit "Ritterstand" und "Ritterschaft" ist in bei den FlÜlen eindeutig der Landstand ge­
meint, der gegenüber dem allgemeinen Adel einen wesentlich höheren Institutiona­
lisierungs- und damit Sichtbarkeitsgrad aufwies; so nahmen nur die Ritterbilrtigen 
und nicht der ganze Adel an den Huldigungsakten während der Inthronisationsfeier­
lichleiten teil, und nur sie verfUgten mit dem Landtag über eine regelmäßige ,Bühne' 
für die Darstellung ihres Ranges, ganz abgesehen von den materiellen Vorteilen, wei­
che die faktische Monopolisierung der Dompriibenden und der Spitzenämter der Ver­
waltung gewlihrte. 

Die im Landtagsverfahren konstituierte und institutionalisierte Kategorie ,Lands­
landschaft' wurde von den Ritterbürtigen auf diese Weise in ihre politisch-soziale Um­
welt übertragen, um mit ihr in dieser Umwelt Vorrechte zu reklamieren. Die symbo­
lische Inszenierung der Ritterschaft als hierarchisch geordneter Landstand war ein 
wichtiger Bestandteil der performativen Verkörperung des Landes als politischer Ein­
heit und damit Teil der politischen Symbolisierungsleistung. Aber darüber hinaus hat­
te sie zumindest für die Ritterschaft auch erhebliche sozialständische Bedeutung. Es 
gelang der Ritterschaft, ihre landständische Qualität aus deren Entstehungszusarn­
menhang - der politischen Repräsentation des ,Landes' - in andere soziale Zu­
sammenhänge zu übertragen und dort als positives Distinktionsmerkmal zur Geltung 
zu bringen. Damit erscheint die auf den Landtagen immer wieder symbolisch insze­
nierte Landstandschaft für die Ritter als ein wertvolles symbolisches Gut, das sich in 
vielfciltiger Weise in der ständischen Gesellschaft einsetzen ließ. 120 

5. Schlussbetrachtung 

Um zur Ausgangsfrage zurückzulornmen: Was ist und zu welchem Zweck hält man in 
der Frühen Neuzeit einen Landtag? Es ist deutlich geworden, dass man sich allein mit 
der Selbstauskunft der Zeitgenossen, man halte einen Landtag, um Beratungen zwi­
schen Fürst und Ständen zu ermöglichen und Entscheidungen herbeizuführen, nicht 
zufrieden geben kann. Man kann dies einerseits nicht, weil die historische Untersuchung 
landständischer Institutionen in der zweiten Hälfte der Frühen Neuzeit zeigt, dass ge­
rade die Entscheidungskompetenzen vielerorts massiv abnahmen und man das Weiter-

111 SIAMS. I.ll' Nr. 190. 10 l.l7il. fol. 34f. I" .& iIl außer allem Zwealfel. daß dio Traauna del Deacns bey det Riucncbal!\ eine StaDcIeI distictloD, und ein 
wcwntJicbct, und oolhwendiael E/uenzeidlen ICY, wodurch nidlt aJlcitllhr Stwd, IOndeten auch ihre Pflicht 
aesea den Staat caraclclllll1 wird, Zu TfIIWll del3elbcn h&I die leburth IClbtten die Ritter werpflidltet, da dlO­
lCl StaDd eijeotlidl der jenilC ill. welchem die Venhoidiiu0l dei Va1etIlllde. oblieat"; MUli DtominJ) Sta­
Num vom 26ten febjnw) 17Il, foI. 182r .... 

PO AId1, Noble Corporationl, S. 9. bcl.olcbDet die Mlt&liodsdlaft In den Domkapiteln und RittcrsctW\cn det 
,Clltlidlen Flltltenlllme.r 101" ab Joundallon for tbe onllre lOCiaI identity" det AdelI. 
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bestehen der Institutionen dann nur als irrational begreifen kann - ein Uneil, das 
meistens in der Mangelhaftigkeit der Analyseinstrumente und nicht der zu analysie­
renden Strukturen begründet ist. Und man kann dies andererseits auch deshalb nicht, 
weil (wie Politologen und Soziologen überzeugend dargelegt haben) politische Insti­
tutionen weitere leistungen erbringen. Daher legen heide, die historische For­
schungspraxis und die sozial wissenschaftliche Theorie, einen weiter gefassten Unter­
suchungsrahmen nahe. 

Innerhalb dessen gilt es, politische Institutionen wie die Landtage der Thrritorien des 
Alten Reiches im Hinblick auf zwei Leistungen zu untersuchen: das instrumentelle 
Entscheiden und das symbolische Vergegenwärtigen und Verkörpern der übergreifenden 
politisch-sozialen Ordnung. UI Dass in jedem Gemeinwesen verbindlich zugerechne­
tes Entscheidungshandeln notwendig ist, steht außer Frage, und es stand daher nicht 
umsonst seit jeher im Zentrum der klassischen Politikgeschichte. Dass aber auch das 
Gemeinwesen selbst, seine Leitideen, Kategorisierungen und Strukturen in institu­
tionellem Handeln durch Symbolisierung stets reproduzien werden müssen, um er­
fahrbar zu werden und handlungsleitend zu wirken, musste erst deutlich gemacht wer­
den. 

Der Landtag des Filrstbistums Münster, wie er sich seit dem späten 17. Jahrhun­
dert darstellte, ist in seinen konkreten Verfahren und Arbeitsweisen bisher kaum unter­
sucht worden. Es zeigte sich in einem ersten Schritt, dass die Landtagseröffnung eine 
wesentliche Symbolisierungsleistung erbrachte, durch die das komplexe Herrschafts­
geflecht von Landesprivilegien, Wahlkapitulationen, Lehns- und Amtsverhältnissen und 
korporativen Statuten - mittels des Zeremoniells - symbolisch verdichtet und zur Prä­
senz gebracht wurde. Nachfolgend ließ sich für die zwei Phasen der interkurialen Ver­
handlungen Folgendes herausarbeiten: In der Abstimmungsphase lag der Schwer­
punkt auf der Entscheidungsfindung. Es konnten, von jeder Kurie initiierbar, Positio­
nen verhandelt und sogar in Grenzen Dissens anikulien werden. Die Antragsphase 
kommuniziene die Entscheidungen an den FOrsten, aber in einer Form, in der die 
landstände wiederum das Fürstbistum Münster wirksam verkörperten und ver­
gegenwänigten: Die notwendige Einstimmigkeit war gleichzeitig das Minel der Ent­
scheidungsfindung und das Symbol der Landeseinheit. Erst durch die enge Verschrän­
kung der beiden Leistungen in der Praxis wurde die den Landtagen von der juristi­
schen Theorie zugesprochene Landesrepräsentation ,hergestellt' und konnten die Be­
schlüsse dem Land zugerechnet werden. 

Anhand der Beispiele konnte die Interpretation weiter veniefl werden. Hinsicht­
lich des instrumentellen Aspekts ließ sich - gegen die ausdrückliche Freiwilligkeits­
emphase der Stände - die Verfestigung der Steuerbewilligungen zu gewohnheits­
rechtHchen Ansprüchen und damit eine erhebliche Einschränkung der Entschei­
dungsspielräume feststellen - eine Entwicklung, die auf das gesamtgesellschaftlich 
wirksame usuale Geltungsdenken zurUckzufiihren ist. Weiter konnte gezeigt werden, 
dass die Symbolisierungsleistung so wirkm!chtig war, dass eines ihrer Elemente (die 

UI VII. ebd~ S. 1M; SlOlIbtlJ·Rllinaer, HentenulIJ und Dantellunlo S. 90. 
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im Landtagsverfahren inszenierte Kategorie der ,Landstandscbaft') in die übergrei­
fende politisch-soziale Ordnung übertragen werden und dort als positives Distink-
tionsmerlullal zur Geltung gebracht werden konnte, . 

Es gehört zu den wesentlichen Anliegen der Kulturgeschichte des Politischen, die 
Perspektive über das Entscheidungshandeln hinaus zu erweitern.1l2 Da hier die The­
se vertreten wurde, dass die symbolische Dimension politischer Institutionen prinzi­
piell ebenso bedeutend und grundlegend ist wie die der instrumentellen Entschei­
dung, versteht sich die vorliegende Studie als empirischer Beitrag zu dieser For­
schungsrichrung, gegen die in jüngerer Zeit wiederholt Kritik formuliert wurde. Der häu­
figste Vorwurf lautet, jede über das Entscheidungshandeln hinausgehende Betonung 
wirklichl.eits- und sinn stiftender kommunikativer Praktiken müsse letztlich doch "die 
zentralen Gegenstände des klassischen Politikbegriffs, die ,harten Fakten' jenseits der 
Ebene ihrer kommunikativen Konstitution".123 in eben dieser Jenseitigkeit als Kern 
der Politikgeschichte anerkennen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass gerade den 
hier untersuchten Symbolisierungsleistungen entscheidende Bedeutung zukommt, da 
die ,.Fakten" und ihre .. kommun.ilative Konst.itution" eben nicht zu trennen sind, son­
dern erst die ständige symbolische Aktualisierung von institutionellen Leitideen und 
Kategorien den durch die Akteure einverleibten Deutungsrahmen schafft. innerhalb 
dessen "Fakten", wie etwa Entscheidungen., überhaupt erst als solche konstituiert und 
wahrgenommen werden köonen.124 Das gilt insbesondere für die Politik, hat diese es 
doch explizit mit dem Kampf um die Durchsetzung einer legitimen Gesellschaftsord­
nung zu tun, Zwar konnte der Landtag oft kaum noch etwas entscheiden, aber wer in 
der Fürstengesellscbaft einem Landesherrn ins Gesicht sagen konnte, er repräsentie­
re das Land, der verfugte zweifellos über politische Macht, über symbolische "Be­
nennungsmacht", w 

In Val- 'lbomu Mer,e!, ÜberlclUllIen zu einer Kul1ur,elcruchte der Politik, ID: Gelcblchte und Ge.icllsdlaft 
21 Q(02), S. 574-<106; Barbara Stollbera·llilin&er (Ha.): Wu heißt JWltur,eJdlichle des Politllcnen7, Bertin 
2005. 

t2) AIldr", R6ddcr, KlIOl Deue kleider. Theoriedebatten um eIDe Kultw,oldtidlto dor Politik in der Modeme, 
i.n: Hatorud!e Zeitadlrtft 2&3 QO(6), S. 6S7- 68i, hier S. 686. 

U4 Val. Plme BoWdJell, SoDaler llAIulll und .,Kla.JKn-,ln: 40111., SOzWcr Raum und Klauon. ~n lur 1& 10-
~ Z .. ei Vor1eau1llto, Frankfurt I.M, 1985, s. ~, ruer S. llc. . 

W Jour4leu, So:llaIcr Raum, S. 23; val dazu Ad:um Land-.nhr, Dläun - Macht- W.-n. PtrJpttt/Yen clner LJI· 
turpllChidlte dCII PohUachen, Ia: Archi~ Olr Kulturaeschlchle 15 (l003), S. 71·117, hIer S. 1~·ll0; ~,L .petieU 
Itlr fVlamecte. Patult u.a.,lnItJtutlOnell. Macht, S. 16-26. 
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